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1 Allgemeine Bemerkungen über die Ausschußarbeit 


1.1 Gliederung des Jahresberichts 

In den zurückliegenden Jahresberichten war die 
Darstellung über die behandelten Petitionen nach 
Sachgebieten gegliedert worden. Diese Systematik 
ist nunmehr verlassen worden. Der Jahresbericht ist 
im Teil 2, in dem über die Anliegen der Bürger be- 
richtet wird, nach Ressorts, also nach Zuständigkei- 
ten gegliedert. Auch in den Statistiken wird bei der 
Aufgliederung der Petitionen nach Ressorts unter- 
schieden. 

Innerhalb der Organisation des Ausschußbüros fin- 
den diese Änderungen ebenfalls ihren Niederschlag 
in der Zuständigkeitsverteilung der vier Eingaben- 
referate. 

Der Petitionsausschuß hofft, daß aufgrund dieser 
Änderungen leichter erkennbar ist, welche Pro- 
bleme aus dem Verantwortungsbereich der Bundes- 
regierung in Petitionen angesprochen werden. Es 
soll deutlicher werden, wo es innerhalb der Verwal- 
tung und der Gesetzgebung Schwierigkeiten gibt 
und Änderungen vorzunehmen sind. 


1.2 Anwendung der neuen Geschäftsordnung 

a) Nach § 109 Abs. 1 Satz 2 der am 1. Oktober 1980 in 
Kraft getretenen neuen Geschäftsordnung des 
Deutschen Bundestages holt der Petitionsaus- 
schuß in den Fällen, in denen Petitionen einen 
Gegenstand der Beratung in den Fachausschüs- 
sen betreffen, eine Stellungnahme der Fachaus- 
schüsse ein. In erster Linie geschieht dies bei Bit- 
ten zur laufenden Gesetzgebung. 

Bereits heute kann angemerkt werden, daß diese 
den Petitionsausschuß bindende Vorschrift der 
Geschäftsordnung zu Verzögerungen bei der ab- 
schließenden Behandlung von Petitionen führt. 
In vielen Fällen müssen erst die Beratungen im 
Gesetzgebungsverfahren abgewartet werden, 
ehe der Fachausschuß eine abschließende Stel- 
lungnahme abgeben kann. Dadurch wird die ab- 
schließende Beratung im Petitionsausschuß um 
Monate hinausgezögert, ehe dann dem Petenten 
ein begründeter Endbescheid erteilt werden 
kann. 

Sehr uneinheitlich wird offenbar bei der Abgabe 
der Stellungnahmen durch die Fachausschüsse 
verfahren. Der Petitionsausschuß erhält Stel- 
lungnahmen, die vom Vorsitzenden oder Sekre- 
tär des Fachausschusses unterzeichnet sind, 
aber nicht erkennen lassen, daß sich der Fach- 
ausschuß als Ganzes mit der Petition befaßt hat. 
Es dürfte jedoch Sinn und Zweck der in die neue 
Geschäftsordnung aufgenommenen Vorschrift 
sein, die Mitglieder des Fachausschusses über 


die übersandten Petitionen zu informieren und 
um Stellungnahme zu bitten. 

Es wird daher nach einer Zeit weiterer Erfahrun- 
gen zu prüfen sein, ob die Vorschrift der Ge- 
schäftsordnung jedenfalls dahin gehend geän- 
dert werden sollte, daß der Petitionsausschuß im 
Einzelfall entscheiden kann, ob er eine Stellung- 
nahme der Fachausschüsse einholt. 

b) Die Geschäftsordnung sieht in § 112 vor, daß mo- 
natlich ein Bericht über die vom Petitions aus- 
schuß behandelten Petitionen mit einer Be- 
schlußempfehlung dem Bundestag in einer Sam- 
melübersicht vorgelegt werden soll. Die Berichte 
werden innerhalb von drei Sitzungswochen nach 
der Verteilung auf die Tagesordnung gesetzt. 

Die Erfahrungen haben gezeigt, daß durch dieses 
Verfahren die Erteilung der Endbescheide an die 
Petenten erheblich verzögert wird. Von der Zulei- 
tung der Druckvorlagen für die Sammelübersich- 
ten an das Parlamentssekretariat bis zu ihrer 
Annahme im Plenum sind bis zu neun Kalender- 
wochen vergangen. 

Nach Auffassung des Petitionsausschusses muß 
es aber möglich sein, das nach § 20 Abs. 1 der Ge- 
schäftsordnung im Ältestenrat erforderliche in- 
terfraktionelle Einvernehmen für die Aufnahme 
von Sammelübersichten in die Tagesordnung des 
Plenums schneller herzustellen. Eine Verzöge- 
rung der übrigen Beratungen im Plenum tritt 
nicht ein, da die Sammelübersichten vom Be- 
richterstatter nur in Ausnahmefällen mündlich 
ergänzt werden. 

c) Gemäß § 110 der Geschäftsordnung des Deut- 
schen Bundestages hat der Petitionsausschuß in 
seiner Sitzung am 28. Januar 1981 Grundsätze 
über die Behandlung der an den Bundestag ge- 
richteten Bitten und Beschwerden beschlossen. 
Sie wurden mit Schreiben des Präsidenten an die 
Mitglieder des Deutschen Bundestages verteilt. 
In den Grundsätzen werden die gesetzlichen 
Grundlagen für die parlamentarische Behand- 
lung der Petitionen behandelt, der Umfang des 
Petitionsrechts geschildert und das Petitionsver- 
fahren im einzelnen geregelt. 

Bei der Drucklegung gab es Verärgerung über 
die Verwaltung des Deutschen Bundestages. Der 
an den Präsidenten des Deutschen Bundestages 
gerichtete Antrag um Druckgenehmigung wurde 
auf dem Dienstweg angehalten; zu den beigefüg- 
ten Grundsätzen wurden Änderungen vorge- 
schlagen und Randbemerkungen gemacht. Der 
Petitions aus schuß konnte dies nicht hinnehmen, 
da klar erkennbar war, daß ein Beschluß des Pe- 
titionsausschusses vorlag, der von einem Mitar- 
beiter der Verwaltung natürlich nicht korrigiert 
werden darf. 
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1.3 Berichte an den Deutschen Bundestag 

Der Bericht des Ausschusses über seine Tätigkeit im 
Jahre 1980 (Drucksache 9/549) erschien am 4. Juni 
1981 und wurde am 24, Juni 1981 im Bundestag bera- 
ten (Plenarprotokoll 9/45, S. 2563 ff.). 

Daneben legte der Ausschuß im Jahre 1981 dem 
Bundestag 25 Sammelübersichten mit den Be- 
schlußempfehlungen zur Erledigung der Petitionen 
vor (Drucksachen 9/103, 9/104, 9/123, 9/150, 9/168, 
9/242, 9/289, 9/315, 9/399, 9/422, 9/520, 9/551, 9/582, 
9/677, 9/806, 9/816, 9/851, 9/855, 9/881, 9/935, 9/954, 
9/1021, 9/1082, 9/1132 und 9/1162). 


1.4 Kontakte zu anderen Petitionsstellen 

1.4.1 Zusammenarbeit mit Petitionsausschüssen 
der Länder 

Im September 1981 tagte der Ausschuß gemeinsam 
mit dem Petitions ausschuß des Berliner Abgeordne- 
tenhauses im Gebäude des Reichstags und beim 
Bundesversicherungsamt in Berlin. Es wurden La- 
stenausgleichsangelegenheiten und Eingaben aus 
dem Bereich der Unfall- und Rentenversicherung er- 
örtert. 

Zu weiteren Begegnungen mit Petitions ausschüssen 
der Länder ist es im Jahre 1981 nicht gekommen. 
Der Petitionsausschuß ist jedoch der Auffassung, 
daß diese Kontakte gepflegt werden sollten, um 
grundsätzliche Fragen des Petitionswesens sowie 
Einzelpetitionen, die sowohl die Zuständigkeit des 
Bundes als auch die eines Landes berühren, zu erör- 
tern. Daneben sollte alsbald ein Treffen der Peti- 
tionsausschußvorsitzenden von Bund und Ländern 
verabredet werden. 


. 1.4.2 Zusammenarbeit mit Ombudsmännern 
Im Ausland 

Im September 1981 traf der schwedische Ombuds- 
mann (Riksdagens Ombudsmän), Per-Erik Nilsson, 
zu einem Gedankenaustausch mit der Vorsitzenden 
des Ausschusses zusammen. Dabei wurden vor al- 
lem das Petitionsverfahren der beiden Länder sowie 
die in Stockholm geplante 3. Internationale Ombuds- 
mann-Konferenz erörtert. Die Vorsitzende gehört 
dem Vorbereitungsgremium für diese Konferenz — 
dem International Ombudsman Consultative Com- 
mittee — als Vertreterin für die Region Europa 
an. 

Ebenfalls im September besuchten zwei der drei 
Volksanwälte der Republik Österreich, Dr. Franz 
Bauer und Gustav Zeillinger, den Petitionsausschuß. 
Es wurde vereinbart, sich gegenseitig bei der Bear- 
beitung von Eingaben mit Bezug zum anderen Land 
zu unterstützen. Vor allem betrifft dies Probleme der 
gesetzlichen Sozialversicherung bei Personen, die 
abwechselnd in dem einen oder dem anderen Land 
beschäftigt sind. 

Auch der Mediateur der Französischen Republik, 
Robert Fahre, hat wieder in einigen Fällen Hilfe ge- 


leistet. Zum Beispiel erhielt eine Petentin, die die 
lange Dauer des französischen Verfahrens auf Fest- 
stellung ihrer Witwenrente beanstandet hatte, nach 
der vom Ausschuß erbetenen Intervention des Me- 
diateurs nach kurzer Zeit einen positiven Rentenbe- 
scheid des französischen Versicherungsträgers. 

Im Oktober 1981 informierte sich der stellvertre- 
tende australische Ombudsman, I. Don Emerton, 
über die Arbeitsweise des Ausschusses. 


1.5 Verhältnis zum Wehrbeauftragten 

Zur Vermeidung von Doppelarbeit regelten der Aus- 
schuß und der Wehrbeauftragte im Jahre 1962 die 
Form ihrer Zusammenarbeit. Die damalige Verein- 
barung wurde 1975 neu gefaßt. Sie sieht im wesentli- 
chen eine gegenseitige Unterrichtung und Abstim- 
mung über die Bearbeitung der Petitionen vor. Die 
Vereinbarung hat sich bewährt. 

Der im Jahre 1981 eingebr achte Entwurf eines Ge- 
setzes zur Änderung des Gesetzes über den Wehrbe- 
auftragten des Bundestages (Drucksache 9/419) sah 
in Artikel 1 Nr. 8 vor, dem § 7 des Gesetzes über den 
Wehrbeauftragten des Bundestages die Überschrift 
zu geben: „Petitionsrecht des Soldaten“. Um Mißver- 
ständnisse darüber zu vermeiden, gegenüber wem 
Soldaten ein Petitionsrecht haben, wandte sich der 
Petitionsausschuß an den Verteidigungs- und den 
Rechtsausschuß mit der Bitte, dem § 7 Wehrbeauf- 
tragtengesetz eine rechtlich zutreffende Überschrift 
zu geben, die dem Inhalt der Bestimmung entspre- 
che. Denn in dieser Vorschrift gehe es ausschließlich 
um die Anrufung des Wehrbeauftragten und nicht 
um eine umfassende Aussage zum Petitionsrecht 
des Soldaten. Jeder Soldat kann neben dem Wehrbe- 
auftragten auch den Petitionsausschuß anrufen. 
Dieses Recht kann er im Gegensatz zur Anrufung 
des Wehrbeauftragten auch gemeinschaftlich aus- 
üben. In der vom Bundestag am 12. März 1982 ange- 
nommenen Fassung wurde daraufhin die Über- 
schrift „Eingaberecht des Soldaten“ gewählt. 


1.6 Zur Anrufung des Ausschusses 

Häufig muß den Petenten mitgeteilt werden, daß Pe- 
titionen, mit denen unmittelbar die Änderung oder 
Aufhebung richterlicher Entscheidungen verlangt 
wird, vom Petitonsausschuß nicht behandelt werden 
können, weil die rechtsprechende Gewalt unabhän- 
gigen Richtern anvertraut ist. Auch kann der Peti- 
tionsausschuß in Rechts angelegenheiten, an denen 
keine seiner Kontrolle unterliegende Verwaltungs- 
stelle beteiligt ist, weder Stellungnahmen abgeben 
noch Rechtsauskünfte erteilen. 

Immer wieder geschieht es, daß sich Petenten er- 
neut an den Ausschuß wenden, obwohl sie auf die 
eindeutige Länderzuständigkeit verwiesen wurden. 
Sie sind der unzutreffenden Meinung, der Deutsche 
Bundestag könne nach dem Grundsatz „Bundes- 
recht bricht Länderrecht“ Einfluß auf die Entschei- 
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düngen der Landes- oder Kommunalbehörden aus- 
üben. 

Vielen Bürgern ist auch unklar, daß die meisten 
Bundesgesetze von Landesbehörden ausgeführt 
werden und daß daher Beschwerden gegen Maßnah- 
men im Einzelfall grundsätzlich in die Länderzu- 
ständigkeiten fallen. 

Überflüssige Arbeit entstand dem Ausschuß und sei- 
nem Büro dadurch, daß manche Petenten sich mit 
der Entscheidung des Petitionsausschusses nicht 
zufrieden gaben, sondern mit immer weiteren Brie- 
fen eine Abänderung der Ausschußentscheidung zu 
ihren Gunsten erstrebten. Ihnen mußte letztlich mit- 
geteilt werden, daß grundsätzlich kein Anspruch 
mehr auf sachliche Prüfung und Bescheidung be- 
steht, wenn eine zulässige Petition ordnungsgemäß 
beschieden ist, der Petent die gleiche Petition jedoch 
nochmals bei der gleichen Stelle anbringt. 

1.7 Statistische Übersicht 

Über 11 000 Bürger wandten sich 1981 wieder mit Pe- 
titionen an den Ausschuß. Diese Zahl entspricht in 
etwa den Zahlen seit der 7. Wahlperiode. Gegenüber 
früheren Wahlperioden hat sich damit die Zahl der 
Neueingänge fast verdoppelt. 

Mit fast 2 400 Eingaben (21 v. H. aller Eingaben) war 
der Geschäftsbereich des Bundesministers für Ar- 
beit und Sozialordnung am meisten angesprochen. 
Hierbei handelte es sich vor allem um Probleme der 
Arbeitsverwaltung (Arbeitsvermittlung und Arbeits- 
losigkeit, Arbeitserlaubnisse für Ausländer, lange 
Bearbeitungszeiten bei den Arbeitsämtern) und der 
Kranken- und Rentenversicherung. Viele Behin- 
derte baten um Hilfe zu ihrer beruflichen Eingliede- 
rung. 

Zum Ressort des Bundesfinanzministers waren 
über 1 200 Eingaben (11 v. H.) zu verzeichnen. Sie be- 
trafen vor allem Fragen der Einkommen-, der Kraft- 
fahrzeug- und der Mineralölsteuer, das Kredit- und 
Versicherungswesen sowie das Kriegsfolgenrecht. 

Einen weiteren Schwerpunkt bildeten von den über 
700 Eingaben beim Auswärtigen Amt (6 v. H.) und 
von den etwa 100 Eingaben beim Bundesminister für 
innerdeutsche Beziehungen (1 v. H.) die Bitten um 
Hilfe bei der Familienzusammenführung und Aus- 
siedlung. 

Die Hauptanliegen der fast 650 Petitionen (6 v. H.) 
zum Bereich des Bundesverteidigungsministers wa- 
ren Schwierigkeiten bei der Befreiung und Zurück- 
stellung vom Wehrdienst sowie Wünsche auf hei- 
matnahe Verwendung von Wehrpflichtigen. Zeit- 
und Berufssoldaten wandten sich bei Personalprob- 
lemen (Versetzungen, Beförderungen, Versorgung) 
an den Ausschuß. 

Weitere Eingabenschwerpunkte waren die Bereiche 
des Bundesministers des Innern mit fast 600 Petitio- 
nen zu den Themen Ausländerwesen, öffentlicher 
Dienst und Umweltschutz sowie des Bundesmini- 
sters der Justiz mit 550 Petitionen vor allem zu Fra- 
gen des Ehe- und Familienrechts, insbesondere des 
Scheidungs- und des Scheidungsfolgenrechts, sowie 
des Gerichtsverfahrens. 


In fast 1 1 V. H. der Fälle wurde dem Anliegen der Pe- 
tenten voll entsprochen. In weiteren 3 v, H. der Ein- 
gaben hielt der Ausschuß die Anliegen für berechtigt 
oder zumindest für bedenkenswert und überwies sie 
an die Bundesregierung. In etwa 28 v. H. der Fälle 
konnte den Einsendern auf andere Weise, z. B. durch 
Rat, Auskunft, Verweisung an eine zuständige Stelle 
oder Materialübersendung weitergeholfen werden. 
Über 25 v. H. der Eingaben wurden zuständigkeits- 
halber an die Petitionsausschüsse der Landtage wei- 
tergegeben. 

Zuschriften mit allgemeinen politischen Meinungs- 
äußerungen konnten nicht als Petition im Sinne von 
Artikel 17 Grundgesetz behandelt werden. 

Die Statistik weist in der Übersicht über die Art der 
Erledigung der Petitionen (s. Anlage 1 D) aus, daß in 
mehr als der Hälfte aller Petitionen der Ausschuß 
keinen Anlaß sah, das Verhalten der Bundesverwal- 
tung zu beanstanden. Die zur Beratung im Bundes- 
tag ungeeigneten Petitionen sowie die Eingaben, die 
an die Landtage abgegeben wurden, werden bei die- 
ser Berechnung nicht mit berücksichtigt, da für den 
Bundestag hier kein Anlaß oder keine Möglichkeit 
der Nachprüfung bestand (Ziffern 8 bis 12 der eben 
genannten Übersicht). Von den verbleibenden 9 307 
Fällen waren 1 746 nach Prüfung der Sach- und 
Rechtslage für erledigt zu erklären bzw. 3 042 wur- 
den durch Rat, Auskunft, Verweisung, Materialüber- 
sendung u. dgl. erledigt. Allein diese beiden Fall- 
gruppen (Ziffern 2 und 7 der Übersicht) umfassen 
51 V. H. aller Fälle. 

Der Petitionsausschuß nimmt dies zum Anlaß, um 
die im allgemeinen gute Arbeit der Bundesbehörden 
zu loben. 

1.8 Zusammenarbeit mit den Bundesbehörden 

Die Zusammenarbeit mit den Bundesministerien 
und sonstigen Bundesbehörden war im allgemeinen 
zufriedenstellend. 

In den Ministerien ist die Befugnis zur Abgabe von 
Stellungnahmen unterschiedlich geregelt. In eini- 
gen Bundesministerien hat sich der Parlamentari- 
sche oder ein beamteter Staatssekretär die Schluß- 
zeichnung Vorbehalten. In anderen Ministerien ant- 
worteten in der Regel — je nach Organisations- 
struktur — Hauptabteilungsleiter, Abteilungsleiter 
oder Unterabteilungsleiter; dabei werden in einem 
Teil dieser Ressorts die Stellungnahmen vor Abgang 
dem beamteten Staatssekretär vorgelegt. Schließ- 
lich gibt es Bundesministerien, in denen die Refe- 
ratsleiter mit der Beantwortung beauftragt sind. 

In den letztgenannten Fällen kommt es gelegentlich 
vor, daß sich der Inhalt der Stellungnahme je nach 
Referat unterscheidet oder daß sie für eine parla- 
mentarische Behandlung nicht ausreicht. Einzelne 
Antworten beschränken sich zu eng auf die aufge- 
worfenen Probleme und stellen den Gesamtzusam- 
menhang nicht ausreichend dar. Dies erforderte 
Rückfragen. 

Der Petitionsausschuß hält es daher für hilfreicher 
für seine Arbeit, wenn Stellungnahmen von der Lei- 
tung des Hauses unterzeichnet oder zumindest vor 
Abgang geprüft werden. 
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2 Die Anliegen der Bürger 

2.1 Bundespräsidialamt 

Zu diesem Geschäftsbereich gingen im Berichtszeit- 
raum sieben Zuschriften ein. Sie betrafen zumeist 
allgemein politische Anliegen oder Meinungsäuße- 
rungen zu Reden des Bundespräsidenten. Die Ein- 
sender verkannten, daß der Bundespräsident als re- 
präsentatives Staatsoberhaupt der Bundesrepublik 
Deutschland einer parlamentarischen Kontrolle 
nicht unterliegt und daß er selbst auch keine Wei- 
sungen an Verwaltungsbehörden erteilen kann. Das 
Ausschußbüro unterrichtete die Einsender entspre- 
chend. 


2.2 Bundestag 

Hierzu gingen 33 Eingaben ein. In dieser Zahl sind 
nicht die Bitten zur Gesetzgebung enthalten, die bei 
den zuständigen Ressorts behandelt werden. Meist 
handelte es sich um Meinungsäußerungen zu Bun- 
destagsdebatten, Abstimmungen oder zum Verhal- 
ten von Abgeordneten während der Plenarsitzung. 
Das Ausschußbüro informierte die Petenten dar- 
über, daß der Ausschuß diese Zuschriften nicht be- 
handeln könne, da sie keine Petitionen im Sinne von 
Artikel 17 Grundgesetz seien. 


2.3 Bundeskanzleramt 

Hierzu gingen 17 Eingaben ein. Allgemeine politi- 
sche Meinungsäußerungen wurden entweder dem 
Bundeskanzleramt zur selbständigen Beantwortung 
weitergegeben oder es mußte den Petenten mitge- 
teilt werden, daß sich der Ausschuß nur mit konkre- 
ten Beschwerden im Einzelfall oder mit präzisen 
Bitten zur Gesetzgebung befassen kann. 


2.4 Auswärtiges Amt (AA) 

Aus dem Geschäftsbereich des Auswärtigen Amtes 
gingen dem Petitionsausschuß über 700 Eingaben 
zu. Sie betrafen Beschwerden über deutsche Aus- 
landsvertretungen, Fragen der Betreuung von im 
Ausland inhaftierten deutschen Staatsbürgern und 
besondere humanitäre Anliegen, beispielsweise die 
Übersiedlung von Flüchtlingen aus Südostasien. Ei- 
nige Petenten äußerten sich auch zu Fragen der Au- 
ßen-, Sicherheits- und Abrüstungspolitik der Bun- 
desregierung. Der Schwerpunkt der Eingaben (etwa 
600) lag auf dem Gebiet der Aussiedlung und Fami- 
lienzusammenführung deutscher Staatsangehöri- 
ger und deutscher Volkszugehöriger (insbesondere 
Polen, Rumänien und UdSSR), wobei sich mehr als 
die Hälfte der Ausreisewünsche, rd. 330 Eingaben, 
auf die UdSSR bezogen. 


2.4.1 Familienzusammenführung 

Mit Nachdruck unterstützte der Ausschuß die Aus- 
siedlungswünsche deutscher Staatsangehöriger und 
deutscher Volkszugehöriger aus den osteuropäi- 
schen Staaten (insbesondere Polen, Rumänien und 
UdSSR). Auch 1981 bat er die Bundesregierung, bei 
jeder sich bietenden Gelegenheit mit den Regierun- 
gen osteuropäischer Länder darüber zu sprechen. 

Während sich die Aussiedlerzahlen aus Polen im Be- 
richtszeitraum u. a. wegen einer Liberalisierung des 
polnischen Paßrechts (im Frühjahr 1981) positiv ent- 
wickelten, ist die Verwaltungspraxis der polnischen 
Seite, von wenigen Ausnahmen abgesehen, in den 
sog. Illegalen-Fällen nach wie vor unnachgiebig. Da- 
bei handelt es sich um Fälle, in denen Ausreisewil- 
lige mit einem Besuchervisum in die Bundesrepu- 
blik Deutschland reisten und nicht wieder nach Po- 
len zurückkehrten. Polen betrachtet dieses Verhal- 
ten als illegalen Wohnsitzwechsel und als willkür- 
lich herbeigeführte Familientrennung. 

Leider sind die Schwierigkeiten, denen sich Ausrei- 
sewillige in Rumänien — bei leicht rückläufigen 
Aussiedlerzahlen — gegenüberstehen, nicht gerin- 
ger geworden. Besonders bei Heiraten zwischen 
deutschen und rumänischen Staatsangehörigen er- 
teilen die rumänischen Behörden die erforderliche 
Erlaubnis zur Eheschließung erst nach langer Bear- 
beitungszeit. 

Mit Sorge betrachtet der Ausschuß den starken 
Rückgang der Ausreisezahlen aus der UdSSR seit 
1978. Neben der langen Verfahrensdauer vom An- 
trag bis zur Ausreise sind häufig — im Widerspruch 
zur KSZE-Schlußakte — Benachteiligungen zu be- 
klagen. Der Ausschuß hat daher Staats- und Partei- 
chef Leonid Breschnew im November 1981 gebeten, 
die Schwierigkeiten zu beseitigen und dem in der 
Härteliste des Petitionsausschusses genannten Per- 
sonenkreis die baldige Ausreise zu ermöglichen. In 
einem Fall kann bisher die Ausreise der ganzen 
Familie, in einem weiteren Fall die Ausreise eines 
Teils der Familie festgestellt werden. 

2.4.2 Betreuung Deutscher im Ausland 

In mehreren Fällen beschwerten sich Petenten über 
die unzureichende Betreuung deutscher Staatsbür- 
ger im Ausland durch die deutschen Auslandsvertre- 
tungen. Den Beschwerden vermochte sich der Peti- 
tionsausschuß allerdings nur in wenigen Fällen an- 
zuschließen. Bereits vor mehreren Jahren hatte er 
das AA darum gebeten, die Betreuung deutscher 
Auslandsreisender durch geeignete Maßnahmen zu 
verbessern. Er sieht es als positives Ergebnis an, daß 
die Beschwerden zurückgegangen sind. Der Peti- 
tionsausschuß hat das AA wegen einzelner Vor- 
kommnisse jedoch gebeten, zu überlegen, ob nicht 
erneut die Auslandsvertretungen auf ihre Bera- 
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tungspflicht und darauf hingewiesen werden sollten, 
daß Hilfesuchenden mit Verständnis zu begegnen 
sei. 

Einige Petenten schätzen Aufgaben und Befugnisse 
der deutschen Auslandsvertretungen nicht richtig 
ein. Diese können nicht in Vertragsverhältnisse zwi- 
schen deutschen Urlaubern und Reisegesellschaften 
eingreif en. Sie können nur die Hilfesuchenden im 
Rahmen ihrer Möglichkeiten beraten und ihnen 
möglichst deutschsprechende Vertrauensanwälte 
zur Wahrnehmung der Rechte vermitteln. ' 

2.4.3 Ansprüche gegen Unterhaltspflichtige im Aus- 
land 

Erneut hatte sich der Ausschuß mit den Anliegen 
deutscher Unterhaltsberechtigter zu befassen, deren 
unterhaltspflichtige Väter sich im Ausland aufhal- 
ten. 

Er begrüßt die Bemühungen der Deutschen Aus- 
landsvertretungen, die bei der Ermittlung der An- 
schriften behilflich waren und rechtlichen Rat er- 
teilt haben. 

2.4.4 Devisenkontrollen beim französischen Zoll 

Der Ausschuß befaßte sich auch mit Devisenkontrol- 
len des französischen Zolls bei der Ausreise und den 
dabei verhängten Bußgeldbescheiden von mehreren 
tausend französischen Franken (FF). 

Nach den derzeitigen französischen Devisenbestim- 
mungen dürfen bei der Ausreise aus Frankreich 
höchstens 5 000 FF oder ein entsprechender Gegen- 
wert mitgeführt werden. Darüber hinausgehende 
Beträge unterliegen der Ausfuhrbeschränkung und 
müssen daher „deklariert“ werden. Das EG-Recht 
verhindert nicht devisenrechtliche Beschränkungen 
zwischen den Mitgliedstaaten. Daher sind die Mit- 
gliedstaaten auch berechtigt, Verstöße gegen die De- 
klarationspflicht zu ahnden. 

Der Ausschuß konnte im Einzelfall zwar keine Ab- 
hilfe schaffen, kam jedoch zur Überzeugung, daß 
Frankreichreisende nur über ungenügende Kennt- 
nisse der französischen Devisenbestimmungen ver- 
fügen. Er hat daher die Bundesregierung gebeten, 
durch eine bessere Information der Öffentlichkeit 
über die Devisenbestimmungen Abhilfe zu schaf- 
fen. 


2.4.5 Kindesentführungen Ins Ausland 

Der Ausschuß befaßte sich mit der Entführung von 
zwei Kindern durch ihre Väter nach Ecuador bzw. in 
die Sowjetunion. 

Die Kindesentführungen waren in beiden Fällen da- 
durch erleichtert worden, daß die jeweiligen Vertre- 
tungen des auswärtigen Staates die Minderjährigen 
ohne Einwilligung der Mutter in den Paß des Ehe- 
mannes eingetragen hatten. 

Das Auswärtige Amt wird im Jahr mit rund 150 Fäl- 
len befaßt, in denen ausländische Väter nach dem 
Scheitern ihrer Verbindung mit einer deutschen 


Frau gemeinsame Kinder gegen den Willen der Mut- 
ter in ihr Heimatland bringen. Die betroffenen Müt- 
ter erwarten, daß die Bundesregierung die Rück- 
kehr der Kinder durchsetzt. In fast allen Rechtsord- 
nungen ist jedoch die Entscheidung über die Her- 
ausgabe minderjähriger Kinder ausschließlich den 
eigenen Gerichten Vorbehalten. Deutsche Gerichts- 
entscheidungen in Vormundschaftssachen haben im 
Ausland keine Wirkung. Ausländische Gerichte 
übertragen praktisch ausnahmslos das Sorgerecht 
für die entführten Kinder dem Vater. Sie sehen die 
Kinder, die zumeist eine doppelte Staatsangehörig- 
keit besitzen, als eigene Staatsangehörige an und 
entscheiden somit nach ihrem eigenen Recht. 

Offizielle Einflußnahmen der Bundesregierung auf 
ausländische Behörden sind daher praktisch sehr 
erschwert. 

Der Ausschuß hat bei seinen Beratungen die bishe- 
rigen Bemühungen des Auswärtigen Amtes begrüßt 
und seine Haltung unterstützt, auch künftig durch 
Interventionen auf politischer Ebene eine Lösung 
herbeizuführen. Die Eingaben wurden daher der 
Bundesregierung zur Berücksichtigung überwie- 
sen. 

Bislang konnte die Rückführung der beiden Kinder 
aus Ecuador bzw. aus der Sowjetunion leider nicht 
erreicht werden. 

2.4.6 Freilassung Inhaftierter Deutscher Im Ausland 

Ergebnislos sind bisher die Bemühungen um vorzei- 
tige Freilassung von zwei in der CSSR von einem 
Militärgericht zu 13 bzw. 13 V 2 Jahren Freiheits- 
strafe verurteilten deutschen Staatsangehörigen ge- 
wesen. Während ein schwer erkrankter Inhaftierter 
durch die Deutsche Botschaft in Prag wenigstens 
konsularisch betreut werden kann, verweigert die 
tschechoslowakische Seite die konsularische Be- 
treuung in dem anderen Haftfall, weil der Verur- 
teilte neben der deutschen auch die tschechoslowa- 
kische Staatsangehörigkeit besitzt. Der Ausschuß 
hat die vorliegenden Eingaben immer wieder zum 
Anlaß genommen, das AA dringend um Fortsetzung 
seiner Bemühungen zu bitten. Er begrüßt es, daß die 
beiden Haftfälle von Vertretern der Bundesregie- 
rung bei mehreren politischen Konsultationen auf 
hoher politischer Ebene angesprochen wurden. Des- 
gleichen hat der Petitionsausschuß den Auswärti- 
gen Ausschuß des Deutschen Bundestages von die- 
sen beiden außergewöhnlichen Härtefällen mit der 
Bitte unterrichtet, sie bei Reisen in die CSSR oder 
sich sonst bietender Gelegenheit anzusprechen und 
damit die Bemühungen der Bundesregierung auch 
aus dem parlamentarischen Raum nachhaltig zu un- 
terstützen. Bisher waren diese Bemühungen leider 
ohne Erfolg, 

Zum Fall eines jungen Mannes, der im Jahre 1976 in 
der Türkei wegen Rauschgiftschmuggels zu 30 Jah- 
ren Haft verurteilt wurde, liegen dem Ausschuß 
mehrere Petitionen vor. Auch hier ist es bislang trotz 
aller Bemühungen des AA und von Persönlichkeiten 
des politischen Lebens nicht gelungen, eine vorzei- 
tige Haftentlassung zu erreichen. Ebenso sind alle 
Versuche um einen Gnadenerweis durch das türki- 
sche Parlament fehlgeschlagen. Allerdings wäre die 
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Türkei bereit, den Inhaftierten zum Zwecke weiterer 
Strafvollstreckung in die Bundesrepublik Deutsch- 
land zu überführen, wenn hierfür eine rechtliche 
Grundlage bestünde. Dieses Ziel wird möglicher- 
weise durch die Verabschiedung des Entwurfs eines 
Gesetzes über die Internationale Rechtshilfe in 
Strafsachen (Drucksache 9/1338) erreicht. Der Aus- 
schuß überwies die Petition der Bundesregierung 
zur Berücksichtigung. Dem Rechts ausschuß über- 
wies er sie als Material zum genannten Gesetzent- 
wurf. 

2.4.7 Zusammenarbeit 

Die Bearbeitung von Petitionsangelegenheiten im 
AA hat sich gegenüber den Vorjahren deutlich ge- 
bessert. Besonders hervorzuheben ist der unermüd- 
liche Einsatz der Mitarbeiter des AA in Angelegen- 
heiten der Familienzusammenführung. Ihre Bela- 
stung ist auf diesem Gebiet außerordentlich hoch. 
Der Ausschuß begrüßt die Bereitschaft des AA, in 
schwierigen Fällen nach Lösungen zu suchen und 
humanitäre Anliegen mit Beharrlichkeit zu vertre- 
ten. 


2.5 Bundesminister des Innern (BMI) 

Die Schwerpunkte der fast 600 Eingaben bildeten 
das Ausländerrecht, das Recht des öffentlichen 
Dienstes und der Umweltschutz. 

2.5.1 Ausländerrecht 

Deutsche Einsender fordern überwiegend, die Auf- 
nahme von Asylbewerbern zu begrenzen oder die 
Zahl der in der Bundesrepublik Deutschland leben- 
den Ausländer zu verringern. Da über die Erteilung 
oder Versagung von Aufenthaltserlaubnissen bei 
Ausländern nach dem Ausländergesetz die Auslän- 
derbehörden (Landesbehörden) in eigener Verant- 
wortung entscheiden^ ist eine parlamentarische Be- 
handlung der Petitionen den Landesvolksvertretun- 
gen Vorbehalten. Die Eingaben wurden daher dort- 
hin abgegeben. Soweit die Petenten eine Änderung 
des Ausländergesetzes verlangten, wurden die Ein- 
gaben vom Ausschuß behandelt. 

Die von verschärften Aufnahmebestimmungen be- 
troffenen Ausländer fordern dagegen Hilfe bei ih- 
rem Begehren, auch dann in der Bundesrepublik 
bleiben zu können, wenn ihr Asylantrag rechtskräf- 
tig durch gerichtliche Entscheidung abgewiesen 
wurde. Über Asylanträge wird von weisungsunab- 
hängigen Bediensteten des Bundesamtes für die An- 
erkennung ausländischer Flüchtlinge in Zirndorf 
entschieden. Weder dem Petitionsausschuß noch 
dem BMI ist eine Einflußnahme im Einzelfall mög- 
lich. Die Entscheidungen unterliegen nur der ver- 
waltungsgerichtlichen Kontrolle. 

2.5.2 Öffentlicher Dienst 

Überdurchschnittlich erhöhte sich die Zahl der Ein- 
gaben aus dem öffentlichen Dienst, in denen sich Pe- 
tenten über die im Entwurf des Zweiten Gesetzes 
zur Verbesserung der Haushaltsstruktur (Drucksa- 


che 9/795) enthaltenen Sparmaßnahmen beschwer- 
ten. Da der Petitionsausschuß keine Möglichkeit 
sah, eine Aufhebung der Sparbeschlüsse zu erwir- 
ken, teilte er den Petenten zunächst mit, daß er diese 
Anliegen vorerst nicht behandeln könne. Als die 
Bundesregierung die l%ige Gehaltskürzung bis zum 
Ergebnis der Tarifverhandlungen aussetzte, wurden 
solche Eingaben der Bundesregierung zur Stellung- 
nahme zugeleitet. 

Im Bereich des öffentlichen Dienstrechtes wurden 
häufig unzulängliche Leistungen des Bundesreise- 
kostengesetzes (km-Pauschale 0,36 DM) sowie der 
Beihilfevorschriften in Petitionen beanstandet. 
Trotz der mehrfachen Zusage des BMI vor dem Ple- 
num des Deutschen Bundestages, die km-Pauschale 
im 1. Halbjahr 1981 anzuheben, ist ein entsprechen- 
der Gesetzentwurf erst Anfang 1982 erarbeitet wor- 
den. Soweit bekannt, steht die Zustimmung des Bun- 
desministers für Arbeit und Sozialordnung zu dem 
Entwurf noch aus. Wegen der angespannten Haus- 
haltslage bleibt abzuwarten, ob imd gegebenenfalls 
wann eine Änderung der genannten Vorschriften er- 
folgen kann. 

Wie schon in den vergangenen Jahren (s. Jahresbe- 
richte 1977/78 und 1979) zielten eine Reihe von Ein- 
gaben auf eine Änderung des Beamtenversorgungs- 
gesetzes ab. 

Andere Petenten forderten, die Anspruchsvoraus- 
setzungen für die Gewährung von Versorgungsbezü- 
gen nach dem Gesetz zur Regelung der Wiedergut- 
machung nationalsozialistischen Unrechts für An- 
gehörige des öffentlichen Dienstes sowie dem Ge- 
setz zur Regelung der Rechtsverhältnisse der unter 
Artikel 131 des Grundgesetzes fallenden Personen 
zu erweitern. Nachdem die Bundesregierung in ih- 
rem Bericht vom 2. Mai 1980 (Drucksache 8/3982) 
zum Abschluß der Wiedergutmachungs- und Kriegs- 
folgengesetzgebung erklärt hatte, daß sie für weitere 
Leistungen, insbesondere auf dem Gebiet des 
Kriegsfolgenrechts, keine Möglichkeiten sehe, 
konnte der Ausschuß keine Gesetzesänderungen in 
Aussicht stellen. 


2.5.3 Umweltschutz 

Zurückgegangen sind zahlenmäßig die Eingaben im 
Bereich des Umweltschutzes. Sie decken in der Viel- 
fältigkeit ihrer Themen jedoch ein weites Feld ab 
(Kernkraftwerke, Müllverbrennungsanlagen, Luft- 
verunreinigung, Lärmbelästigung, Altstoffverwer- 
tung u. ä.). 

Das Anliegen einer Petition, die Verwendung von 
Fluorchlorkohlenwasserstoffen (FKW) als Treibgas 
in Sprühdosen zu verbieten, da dieses Gas die Ozon- 
schicht zerstören könne, hielt der Ausschuß für be- 
rechtigt. Er ersuchte die Bundesregierung, weiter- 
hin mit Nachdruck, auch im Rahmen der Europäi- 
schen Gemeinschaft, darauf hinzuwirken, daß der 
Einsatz dieser gefährlichen Stoffe verringert werde. 
Die Bundesregierung sagte zu, daß sie sich bei den 
Verhandlungen der Umweltminister der Europäi- 
schen Gemeinschaft weiter dafür einsetzen werde. 
Außerdem sollten Forschungs- und Entwicklungs- 
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Vorhaben beschleunigt und wirtschaftliche Anreize 
für den Ersatz von Fluorchlorkohlenwasserstoffen 
und die Entwicklung von Ersatzstoffen geschaffen 
werden. 


2.5.4 Anerkennung ausländischer Berufsabschlüsse 

Ein Petent meinte, das von ihm in Rumänien erwor- 
bene Techniker-Diplom sei beim Vergleich mit ei- 
nem deutschen Schulabschluß zu gering bewertet 
worden. Die Problematik, die in der Eingabe behan- 
delt wurde, ist auch Gegenstand der Erörterungen 
beim Eingliederungsausschuß der Arbeitsgemein- 
schaft der Landesflüchtlingsverwaltungen. 

Der Ausschuß beschloß deshalb, die Petition der 
Bundesregierung — dem BMI — als Material zu 
überweisen, soweit die Eingabe geeignet ist, in die 
Verhandlungen über eine weitere Vereinheitlichung 
des Verfahrens zur Anerkennung von Prüfungen 
und Befähigungsnachweisen nach § 92 Bundesver- 
triebenengesetz einbezogen zu werden. 

2.5.5 Lastenausgleichsbank Berlin 

Ein Ehepaar, das in Berlin ein Wohngrundstück be- 
sitzt, bemühte sich, einen Teil eines anderen Grund- 
stücks, das von der Lastenausgleichsbank als Treu- 
händerin für einen nicht mehr bestehenden öffentli- 
chen Rechtsträger verwaltet wird, in Erbpacht über- 
tragen zu erhalten. Es wollte seinen Kindern ermög- 
lichen, einen öffentlichen Spielplatz ohne Umweg 
über eine stark befahrene Straße zu erreichen. Die 
Petenten bemängelten insbesondere unsachliches 
Verhalten des Leiters der Niederlassung Berlin der 
Lastenausgleichsbank. 

Da die Lastenausgleichsbank und die Petenten sich 
nicht einigen konnten, ob unter Berücksichtigung 
der unterschiedlichen Interessen die Einräumung 
eines Wegerechtes auf einem Grundstücksteil oder 
die Verpachtung eines Grundstücksteils sachge- 
recht sei, beschloß der Ausschuß, um sich ein selb- 
ständiges Urteil bilden zu können, die Berliner Aus- 
schußmitglieder zu beauftragen, sich an Ort und 
Stelle über den Sachverhalt zu unterrichten. Diese 
sprachen mit den Petenten sowie dem Leiter der La- 
stenausgleichsbank in Berlin. Der Ausschuß kam 
schließlich zum Ergebnis, daß künftig der Eindruck 
einer Voreingenommenheit vermieden werden soll- 
te. Soweit es gelang, den Petenten für die Überque- 
rung des Grundstücks durch ihre Kinder ein Wege- 
recht zu sichern, ergab sich eine positive Erledigung 
der Eingabe. 

2.5.6 Zusammenarbeit 

Die vom BMI zu den Petitionen abgegebenen Stel- 
lungnahmen entsprachen in der Regel den für eine 
parlamentarische Prüfung notwendigen Erforder- 
nissen. 

2.6 Bundesminister der Justiz (BMJ) 

Zu Fragen der Justiz gingen rund 1 600 Petitionen 
ein. Davon konnten mehr als 1 000 Eingaben, insbe- 


sondere gegen gerichtliche Entscheidungen, auf 
Grund der verfassungsmäßig garantierten Unab- 
hängigkeit der Gerichte vom Petitionsausschuß 
nicht überprüft werden. 

Die verbleibenden knapp 600 Eingaben betrafen 
sehr verschiedenartige Problemkreise, zum Beispiel 
Prozeßregeln, Pfändungsfreigrenzen, Konkursver- 
fahren, Kritik an Haftpflicht oder Gebühren der 
Rechtsanwälte, Gerichtskosten, Entschädigung von 
Ehrenämtern, Haustürverkäufe oder Strafbarkeit 
von Sexualdelikten. 

Einen besonderen Schwerpunkt bildete das Ehe-, 
Familien-, Scheidungs- und Versorgungsausgleichs- 
recht. 

2.6.1 Scheidungsrecht 

In insgesamt 110 Eingaben zum Ersten Gesetz zur 
Reform des Ehe- und Familienrechts vom 14. Juni 
1976 (BGBl. I S. 1421) war das Scheidungsrecht ange- 
sprochen. Richterliche Entscheidungen konnten 
nicht überprüft werden. Die meisten Vorschläge zur 
Gesetzgebung waren nach Prüfung der Sach- und 
Rechtslage als erledigt anzusehen. Der Kritik an der 
Gesetzgebung wurde durch umfangreiche Informa- 
tionen zum neuen Recht begegnet. 

Verschiedene Eingaben zum Versorgungsausgleich 
— insbesondere von Berxxf ssoldaten im Hinblick auf 
deren besondere Altersgrenzen bei Eintritt in den 
Ruhestand — konnten bisher noch nicht abschlie- 
ßend geprüft werden. 

Nachdem das Bundesverfassungsgericht mit seinen 
Entscheidungen vom 28. Februar 1980 (BVerfGE 53, 
S. 257) den Gesetzgeber auf gerufen hat, ergänzende 
Regelungen zum Versorgungsausgleich zu treffen, 
um möglichen Härtefällen zu begegnen, werden im 
Rechtsausschuß des Deutschen Bundestages der 
Regierungsentwurf zur Ergänzung von Regelungen 
im Versorgungsausgleich (Drucksache 9/34) und der 
Entwurf der Fraktion der CDU/CSU zur Vereinfa- 
chung und Verbesserung des Versorgungsaus- 
gleichs (Drucksache 9/562) beraten. Die Eingaben 
wurden deshalb dem Rechts ausschuß zugeleitet. 
Den betroffenen Mitbürgern können erst nach Be- 
schlußfassung über die Gesetzentwürfe abschlie- 
ßend Bescheide erteilt werden. 

2.6.2 Strafverfahren 

Einige Petenten baten wegen der zunehmenden 
Zahl von Demonstrationen mit anschließenden ge- 
walttätigen Auseinandersetzungen um Verschär- 
fung der entsprechenden Strafverfahrensvorschrif- 
ten. Insbesondere sollte die Anordnung von Untersu- 
chungshaft erleichtert werden, um von weiteren der- 
artigen Straftaten abzuschrecken. 

Das Grundgesetz läßt die Haft als schweren Eingriff 
in die Freiheit der Person nur zu, wenn der Schutz 
anderer Rechtsgüter von hohem Verfassungsrang 
dies unabweisbar gebietet. Soweit Jugendliche be- 
troffen sind, kann unter gewissen Voraussetzungen 
die einstweilige Unterbringung in einem Erzie- 
hungsheim angeordnet werden. 
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Der Bundestag hat die Petitionen dem BMJ als Ma- 
terial für gesetzgeberische Überlegungen überwie- 
sen. 


2.6.3 Hausbesetzungen 

Die wachsende Zahl von Hausbesetzungen hat bei 
vielen Mitbürgern zu Kritik und Anregungen ge- 
führt. Einer Anregung, das Eigentum an einem leer- 
stehenden Gebäude als aufgegeben anzusehen und 
die Befugnis einzuführen, daß es als herrenloser Ge- 
genstand von jedem Dritten in Besitz genommen 
werden könne mit der Auflage, es einer sinnvollen 
und dem Allgemeinwohl nicht widersprechenden 
Nutzung zuzuführen, konnte der Ausschuß nicht fol- 
gen. Er sah keine Notwendigkeit für eine Gesetzes- 
änderung. 

Der Zweckentfremdung von Wohnungen wirkt das 
geltende Recht entgegen. So kann im Geltungsbe- 
reich eines Bebauungsplanes die Gemeinde den Ei- 
gentümerverpflichten, Gebäude oder Teile davon in- 
nerhalb angemessener Frist den Festsetzungen des 
Bebauungsplanes entsprechend zu nutzen. Weiter 
sind die Landesregierungen durch Artikel 6 § 1 des 
Gesetzes zur Verbesserung des Mietrechts und zur 
Begrenzung des Mietanstiegs sowie zur 'Regelung 
von Ingenieur- und Architektenleistungen vom 4. 
November 1971 (BGBl. I S. 1745) ermächtigt, für Ge- 
meinden, in denen die Versorgung der Bevölkerung 
mit ausreichendem Wohnraum zu angemessenen 
Bedingungen besonders gefährdet ist, durch Rechts- 
verordnung zu bestimmen, daß Wohnraum anderen 
als Wohnzwecken nur mit behördlicher Genehmi- 
gung zugeführt werden darf. Nach überwiegender 
Meinung in Rechtslehre und Rechtsprechung erfaßt 
das Zweckentfremdungsverbot auch das Leerste- 
henlassen von Wohnungen. Eine öffentlich geför- 
derte Wohnung schließlich darf der Verfügungsbe- 
rechtigte nur mit Genehmigung der zuständigen 
Stelle leerstehen lassen, wenn eine Vermietung 
möglich wäre (§ 6 Abs. 5 des Wohnungsbindungsge- 
setzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 
30. Juli 1980, BGBL I S. 1120). 


2.6.4 Geldstrafen und Geldbußen 

In Petitionen wurde beanstandet, daß bei der Ver- 
hängung von Geldstrafen die betroffenen Bürger je 
nach ihren Einkommens- und Vermögensverhältnis- 
sen ungleich belastet würden. 

Der Ausschuß sah keine Notwendigkeit für gesetz- 
geberische Maßnahmen. Das Zweite Gesetz zur Re- 
form des Strafrechts vom 4. Juli 1969 (BGBl. I S. 717) 
hat mit Wirkung vom 1. Januar 1975 bei Geldstrafen 
in Strafsachen das sog. Tagessatzsystem eingeführt 
Das Gericht bestimmt die Höhe eines Tagessatzes 
unter Berücksichtigung der persönlichen und wirt- 
schaftlichen Verhältnisse des Täters. Auch bei der 
Festsetzung einer Geldbuße wegen einer Ordnungs- 
widrigkeit kommen die wirtschaftlichen Verhält- 
nisse des Täters grundsätzlich in Betracht; nur bei 
geringfügigen Ordnungswidrigkeiten bleiben sie un- 
berücksichtigt. Die grundsätzliche Vernachlässi- 


gung der wirtschaftlichen Verhältnisse im untersten 
Bereich rechtfertigt sich vor allem aus einer mög- 
lichst gleichmäßigen Behandlung solcher Bagatell- 
verstöße, die besonders häufig und gleichartig be- 
gangen werden. 


2,6.5 Abmahn- und Klagevereine 

Wiederholt kritisierten Petenten Bestimmungen des 
Gesetzes gegen den unlauteren Wettbewerb (UWG), 
die es Vereinen ermöglichten, das Gesetz unter Um- 
kehrung des eigentlichen Schutzgedankens zum ei- 
genen Profitstreben zu mißbrauchen. 

§ 13 UWG räumt seit jeher Verbänden zur Förderung 
gewerblicher Interessen die Möglichkeit ein, Ab- 
wehransprüche bei Verstößen gegen bestimmte Vor- 
schriften geltend zu machen. Diese Möglichkeit 
wurde im Jahre 1965 auch Verbraucherverbänden 
eingeräumt. Die Tätigkeit von Verbänden im Rah- 
men des § 13 UWG ist ein wichtiges Mittel zur Be- 
kämpfung unlauterer Wettbewerbspraktiken und 
hat sich grundsätzlich bewährt. Wettbewerbsver- 
stöße werden von den Verbänden in der Regel im 
Vorfeld einer Klage durch Abmahnungen gerügt. 
Von der Rechtsprechung wird überwiegend aner- 
kannt, daß den Verbänden dabei in begrenztem Rah- 
men ein Anspruch auf Erstattung ihrer Abmahnko- 
sten zusteht. 

Das geltende Recht konnte jedoch nicht verhindern, 
daß in einzelnen Fällen Verbände, die in erster Linie 
ihren eigenen finanziellen Vorteil verfolgen, Abmah- 
nungen und Klagen nach § 13 UWG mißbräuchlich 
erheben. Die Rechtsprechung ist zunehmend be- 
strebt, solchen Mißbräuchen entgegenzutreten. 

Darüber hinaus hat die Bundesregierung bereits in 
der vergangenen Wahlperiode im Rahmen des Re- 
gierungsentwurfs zur Änderung des UWG (Drucksa- 
che 8/2145) eine Neufassung der §§ 13 ff. UWG vorge- 
schlagen, die bestimmte Voraussetzungen für die 
Tätigkeit von Verbraucherverbänden und gewerbli- 
chen Verbänden vorsah und damit einer mißbräuch- 
lichen Ausnutzung der Klagebefugnis entgegenwir- 
ken sollte. Dieser Regierungsentwurf wurde jedoch 
vor Ablauf der 8. Wahlperiode nicht mehr abschlie- 
ßend beraten. Die Bundesregierung hat inzwischen 
dem Bundesrat einen Gesetzentwurf (BR-Drucksa- 
che 60/82) zugeleitet, mit dem durch noch weitere 
Änderungen des UWG sichergestellt werden soll, 
daß unseriöse Verbände § 13 UWG nicht mehr miß- 
brauchen können. Dasselbe Ziel verfolgt auch der 
Entwurf eines Neunten Gesetzes zur Änderung des 
UWG der CDU/CSU-Fraktion (Drucksache 9/665). 

Die Petitionen wurden an das BMJ als Material für 
Überlegungen zur Änderung des UWG überwiesen. 


2.6.6 Aufwandsentschädigungen für die Tätigkeit als 
Vormund oder Pfleger 

Ein Petent regte an, bei Vormundschaften oder 
Pflegschaften wie bei anderen Ehrenämtern eine 
Aufwandsentschädigung vorzusehen. 
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Diese Ämter sind nach geltendem Recht nicht 
schlechthin ohne Ersatz der Aufwendungen und un- 
entgeltlich zu führen. Nach § 1836 BGB wird die Vor- 
mundschaft zwar grundsätzlich unentgeltlich ge- 
führt. Die Bewilligung einer angemessenen Vergü- 
tung ist jedoch für den Fall vorgesehen, daß das Ver- 
mögen des Mündels sowie der Umfang und die Be- 
deutung der vormundschaftlichen Geschäfte es 
rechtfertigen. Außerdem kann der Vormund nach 
§ 1835 BGB Ersatz seiner Aufwendungen verlangen, 
und zwar sogar dann, wenn das Mündel mittellos ist. 
Gemäß § 1915 Abs. 1 BGB gelten diese Vorschriften 
auch für die Pflegschaft. 

Nach dem Urteil des Bundesverfassungsgerichts 
vom 1. Juli 1980 (BVerfGE 54, S. 251) sind die Vor- 
schriften über den Aufwendungsersatz und die Ver- 
gütung des Vormundes (§§ 1835 und 1836 BGB) ver- 
fassungsgemäß. 

Trotzdem erschien eine Überprüfung der Vorschrif- 
ten über den Aufwendungsersatz und die Vergütung 
des Vormunds angezeigt. Die Eingabe wurde daher 
als geeignet befunden, in die beim BMJ eingeleitete 
Überarbeitung des Vormundschafts- und Pfleg- 
schaftsrechts als Material einbezogen zu werden. 


2.6.7 Urheberrecht 

Mehrere Petenten beschwerten sich über die Gesell- 
schaft für musikalische Aufführungs- und Verviel- 
fältigungsrechte (GEMA) wegen angeblich unbe- 
rechtigt erhobener Gebühren. Die GEMA nimmt als 
eingetragener Verein für die in ihr zusammenge- 
schlossenen Urheber von Musikwerken urheber- 
rechtliche Ansprüche, insbesondere das Auffüh- 
rungsrecht, wahr. Ihre Tarife, die im Bundesanzei- 
ger veröffentlicht werden, und die Verteilung ihrer 
Einnahmen unterliegen der Aufsicht des Deutschen 
Patentamtes, das wiederum der Dienstaufsicht des 
BMJ unterliegt. Die Prüfung der vorgetragenen 
Fälle hat ergeben, daß die Forderungen der GEMA 
durchweg nicht zu beanstanden waren. 

In einem Fall wurde eine gemeinnützige Organisa- 
tion als Veranstalterin von Weihnachtskonzerten 
durch die GEMA aufgefordert, Gebühren abzufüh- 
ren. Zwar wäre nach dem Wortlaut des Urheber- 
rechtsgesetzes für die vorgenannte Veranstaltung 
keine Vergütung zu zahlen gewesen, da sie keinem 
Erwerbszweck des Veranstalters diente, die Teilneh- 
mer ohne Entgelt zugelassen und den ausübenden 
Künstlern keine besondere Vergütung gezahlt wur- 
de. Es war jedoch fraglich, ob bei einem möglichen 
Rechtsstreit diese gesetzliche Bestimmung in der 
vorliegenden Form Bestand gehabt hätte. Nach ei- 
nem Beschluß des Bundesverfassungsgerichts vom 
25. Oktober 1978 (BGBL 1979 I S. 264) ist nämlich die 
hier anzuwendende gesetzliche Regelung insoweit 
als verfassungswidrig anzusehen, als die Wieder- 
gabe von Musikstücken bei kirchlichen Veranstal- 
tungen aufgrund der oben näher bezeichneten Maß- 
gaben vergütungsfrei ist. Das Bundesverfassungsge- 
richt ist davon ausgegangen, daß moderne Kirchen- 
musik nur bei kirchlichen Veranstaltungen aufge- 
führt wird und daher weit weniger Aufführungen als 
Werke weltlicher Musik erfährt. Die Einnahmen aus 


den Aufführungen solcher Werke seien damit ohne- 
hin schon so gering, daß sie nicht noch durch vergü- 
tungsfreie Aufführungen geschmälert werden dürf- 
ten. 

Gleichwohl verzichtete die GEMA in diesem Einzel- 
fall auf ihre Forderung, so daß die Eingabe der Orga- 
nisation mit positivem Ergebnis abgeschlossen wer- 
den konnte. 

2.6.8 Zusammenarbeit 

Die sonst vorzügliche Zusammenarbeit mit dem 
BMJ wurde durch zwei Fälle beispiellos verzögerter 
Bearbeitung von Bitten des Ausschusses um Stel- 
lungnahme getrübt. Ein Referat dieses Ministeri- 
ums gab seine Stellungnahmen trotz zahlreicher 
schriftlicher und mündlicher Erinnerungen — ins- 
gesamt waren es 15 — erst nach Ablauf von zwölf 
bzw. elf Monaten ab. 

Die Kritik des Ausschusses war Anlaß für den BMJ, 
den Einzelfall in Ordnung zu bringen. Der BMJ hat 
zugesagt, daß sich ein solcher Vorfall nicht wieder- 
holen werde. 


2.7 Bundesminister der Finanzen (BMF) 

Zum Geschäftsbereich des BMF gingen im Berichts- 
zeitraum über 1 200 Eingaben (11 v. H. aller Petitio- 
nen) ein gegenüber fast 1 400 Petitionen im Vorjahr. 
Schwerpunkte waren allgemein das Steuerrecht, 
hier insbesondere das sogenannte begrenzte Real- 
splitting, die Besteuerung der Ruhegehälter und die 
Umlegung der Kraftfahrzeugsteuer auf die Mineral- 
ölsteuer, sowie die Zinsen bei den Kreditinstituten, 
das private Versicherungs- und Kreditwesen und 
das Kriegsfolgenrecht. 


2.7.1 Steuerrecht 

2.7.1. 1 Reaispiitting 

Das im Jahre 1979 eingeführte begrenzte Realsplit- 
ting — Berücksichtigung von Unterhaltsleistungen 
an den geschiedenen oder getrennt lebenden Ehe- 
gatten bis zu 9 000 DM als Sonderausgaben — wurde 
nach wie vor von einer erheblichen Zahl von Peten- 
ten als ungerecht oder unzulänglich empfunden. Ins- 
besondere wurde beanstandet, daß das Realsplitting 
von der Zustimmung des Unterhaltsempfängers ab- 
hängt. Ferner wurde die Auffassung vertreten, daß 
das Realsplitting eine zu geringe Entlastung bewir- 
ke. Der Deutsche Bundestag hat die Bundesregie- 
rung ersucht, bis zum 31. Dezember 1981 einen Be- 
richt über die Auswirkung des begrenzten Realsplit- 
tings unter besonderer Berücksichtigung des Wahl- 
rechts und der Folgen für die Unterhaltsregelungen 
vorzulegen. Dieser Bericht liegt leider noch nicht 
vor. 

Die Petitionen wurden der Bundesregierung hierzu 
als Material überwiesen. 
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2.7.1. 2 Alleinstehende mit Kindern 

Die Tatsache, daß Alleinstehende mit Kindern nicht 
nach dem Splittingverfahren (Lohnsteuerklasse III) 
besteuert werden können, erregte erneut den Unmut 
vieler Petenten. 

Der Ausschuß mußte hier darauf hinweisen, daß das 
Splittingverfahren nach seiner Grundkonzeption 
nur auf nicht dauernd getrennt lebende steuerpflich- 
tige Ehepaare anwendbar ist und nicht auf andere 
Haushaltsgemeinschaften übertragen werden kann. 
Gleichzeitig machte der Ausschuß deutlich, daß aber 
durch einen Freibetrag von 3 000 DM (ab 1982 von 
4 212 DM) im sogenannten Proportionalbereich des 
Einkommensteuertarifs erreicht werde, daß Allein- 
stehende mit Kindern im Ergebnis wie Verheiratete 
besteuert werden. 

2.7.1 .3 Steuern auf Kapitalerträge 

Die Besteuerung der Kapitalerträge mit dem Nenn- 
wert erschien vielen Petenten wegen der ständigen 
Minderung des Geldwertes als ungerecht. Sie forder- 
ten deshalb eine Art „Inflationsabschlag*'. Aus 
grundsätzlichen Überlegungen konnte der Aus- 
schuß sich dieser Forderung nicht anschließen. Aber 
er kam zu dem Ergebnis, daß die Bundesregierung 
eine Anhebung des seit 1975 unveränderten Sparer- 
freibetrages prüfen solle; die Eingaben wurden ihr 
als Material überwiesen. 

2.7.1 .4 Mineralölsteuer 

Die Anhebung der Mineralölsteuer für Benzin ab 
1. April 1981 war für eine Vielzahl von Petenten 
Grund zur Beanstandung. Insbesondere Mitbürger, 
die auf das Auto angewiesen sind, reagierten auf die 
damit verbundene Preiserhöhung empfindlich. Der 
Gesichtspunkt der Energieeinsparung wurde allge- 
mein nicht akzeptiert. Der Ausschuß konnte eine er- 
neute Änderung des Mineralölsteuergesetzes im 
Sinne des Anliegens der Petenten nicht in Aussicht 
stellen. 

Die vorgesehene Umlegung der Kraftfahrzeug- 
steuer auf die Mineralölsteuer wurde von vielen Pe- 
tenten hingegen begrüßt. Sie forderten aber, dabei 
den Belangen der Schwerbehinderten, die bisher 
von der Zahlung der Kraftfahrzeugsteuer befreit 
sind, sowie der Berufspendler ausreichend Rech- 
nung zu tragen. Der Ausschuß machte sich diese An- 
liegen zu eigen und überwies diese Eingaben der 
Bundesregierung als Material. 


2.7.2 Versicherungswesen 

Die Beschwerden im privaten Versicherungswesen 
nehmen seit mehreren Jahren zu. Viele Versiche- 
rungsnehmer glauben, von den Versicherungsgesell- 
schaften übervorteilt zu werden. Dies dürfte vielfach 
auf den umfangreichen und schwer verständlichen 
Versicherungsbedingungen beruhen. Ein weiterer 
Grund für die Zunahme von Beschwerden über die 
Versicherungsgesellschaften liegt darin, daß diese 
nicht bestehenden oder überhöhten Ansprüchen 


durch zunehmend kritischere Prüfung der Lei- 
stungspflicht zu begegnen suchen. Hier verkennen 
die Versicherungsnehmer häufig, daß zu großzügige 
Regulierungen sich in Beitragserhöhungen, also zu 
Lasten der Versicherungsgemeinschaft niederschla- 
gen würden. 

Der Deutsche Bundestag hat nicht die Möglichkeit, 
unmittelbar auf die Versicherer einzuwirken. Er 
kann lediglich prüfen, ob die Versicherungsauf- 
sichtsbehörde, das Bundesaufsichtsamt für das Ver- 
sicherungswesen, ihrer Aufsichtspflicht genügt hat. 
In der weit überwiegenden Zahl der Fälle bestand al- 
lerdings kein Anlaß, im Wege der Versicherungsauf- 
sicht einzugreifen. 

2.7.3 Kreditzinsen 

Viele Beschwerden richteten sich gegen das Anstei- 
gen der von den Kreditinstituten verlangten Sollzin- 
sen. 

Der Zinsanstieg seit etwa Beginn 1981 brachte viele 
Schuldner in Schwierigkeiten. Die Verträge mit den 
Kreditinstituten enthalten in der Regel eine Zins- 
gleitklausel, das heißt, daß die Zinshöhe an den Dis- 
kontsatz angebunden ist. Das Verhalten der Kredit- 
institute entsprach den insoweit klaren Vertragsre- 
gelungen. 

Wie im privaten Versicherungswesen, so hat der 
Deutsche Bundestag auch im privaten Kreditwesen 
keine Möglichkeit einer direkten Einwirkung. Der 
Ausschuß kann lediglich prüfen, ob die Aufsichtsbe- 
hörde, das Bundesaufsichtsamt für das Kreditwe- 
sen, ihrer Aufsichtspflicht nachgekommen ist. 

Er mußte regelmäßig der Feststellung der Aufsichts- 
behörde folgen, daß kein Anlaß bestehe, im Wege der 
Bankenaufsicht tätig zu werden. 


2.7.4 Lastenausgieich 

Den Schwerpunkt bildeten hier die Eingaben zur 
Verfahrensdauer bei den Ausgleichsämtern, zum 
Problem der „Wegnahme“ und zur Kriegsschaden- 
rente. 

In der Mehrzahl der Eingaben zur Verfahrens- 
dauer handelte es sich um Fälle, in denen die Be- 
weislage schwierig ist und die Ausgleichsverwal- 
tung die Bearbeitung deshalb noch nicht mit negati- 
vem Ergebnis abgeschlossen hat, weil die erforderli- 
chen Nachweise eventuell doch noch möglich sind. 
Der Ausschuß bemühte sich, den Petenten in diesen 
Fällen klar zu machen, daß diese Haltung der Aus- 
gleichsverwaltung im wohlverstandenen Interesse 
der Antragsteller liegt. In einer Reihe von Fällen 
führten die Eingaben allerdings auch dazu, daß Ver- 
fahren ganz oder teilweise zum Abschluß gebracht 
wurden. Der Ausschuß wird der Verfahrensdauer in 
Lastenausgleichsangelegenheiten weiterhin seine 
Aufmerksamkeit widmen. 

1980 hat der Präsident des Bundesausgleichsamtes 
das sog. Wegnahmerundschreiben fortgeschrieben 
und 1981 neu gefaßt. Danach können in der DDR und 
Berlin (Ost) gelegene Mietwohngrundstücke mit 
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drei und mehr Wohnungen sowie gemischtgenutzte 
Grundstücke und Betriebsgrundstücke nunmehr 
ohne besonderen Nachweis der Wegnahme in die 
Schadensfeststellung einbezogen werden. Der 
Grund hierfür liegt darin, daß diese Objekte nach 
kommunistischer Wertvorstellung eigentlich Staats- 
eigentum sein müßten und deshalb besonderen 
Maßnahmen ausgesetzt sind, die letztlich nach und 
nach jede sinnvolle Verfügungsmöglichkeit ausge- 
höhlt haben. Diese Neuregelung führte in vielen Fäl- 
len zu einem positiven Abschluß der Entschädi- 
gungsverfahren. In der Vergangenheit abgelehnte 
Fälle wird die Ausgleichsverwaltung von Amts we- 
gen überprüfen. 

Von der Neuregelung sind Ein- und Zweifamilien- 
häuser ausgenommen. Sie unterliegen zwar den all- 
gemeinen Beschränkungen des in der DDR gelten- 
den Rechts, insbesondere dem Mietstopp auf Vor- 
kriegsniveau, der Wohnraumbewirtschaftung sowie 
der Kontrolle des Grundstücksmarktes durch Ge- 
nehmigungsvorbehalt und staatliche Schätzung des 
Kaufpreises. Jedoch kann an diesen Grundstücken, 
soweit ein persönliches Wohn- oder Erholungsbe- 
dürfnis besteht, „persönliches Eigentum“ erworben 
werden. Für diese Art von Grundstücken besteht er- 
fahrungsgemäß auch in der DDR ein Markt. Für sol- 
che Objekte wird deshalb nach wie vor der konkrete 
Nachweis der Wegnahme gefordert. Die hierzu ein- 
gegangenen Petitionen konnten daher nicht zum Er- 
folg führen. Es ist aber nicht auszuschließen, daß die 
tatsächlichen oder rechtlichen Verhältnisse in der 
DDR sich ändern und die Verfügungsbeschränkun- 
gen für den Eigentümer eines Tages in ihrer wirt- 
schaftlichen Auswirkung einem Entzug gleichkom- 
men. In diesem Fall wäre auch an diesen Objekten 
eine Wegnahme ohne besonderen Nachweis anzuer- 
kennen. 

Viele Petenten beklagten die Berücksichtigung 
anderer Einkünfte bei der Bemessung der Kriegs- 
schade nrenten oder die Rückforderung überzahlter 
Kriegs Schadenrente. 

Kriegsschadenrente nach §261 Abs. 1 des Lasten- 
ausgleichsgesetzes (LAG) wird in Form von Unter- 
haltshilfe und/oder Entschädigungsrente nur ge- 
währt, wenn dem Geschädigten nach seinen Ein- 
kommensverhältnissen die Bestreitung des Lebens- 
unterhalts nicht möglich ist. Die Kriegsschaden- 
rente ist eine Ausgleichsleistung nachrangiger Art, 
wenn die sonstigen Einkünfte des Berechtigten ei- 
nen bestimmten Betrag nicht übersteigen. Daraus 
folgt, daß sonstige Einkünfte oder geldwerte Ansprü- 
che in der Regel leistungsmindernd zu berücksichti- 
gen sind. Die Erhöhung sonstiger Einkünfte führt 
deshalb zu einer Minderung der Lastenausgleichs- 
leistung. 

Die Berechtigten sind daher gemäß § 289 Abs. 1 LAG 
verpflichtet, jede Änderung ihrer sonstigen Ein- 
künfte unverzüglich anzuzeigen und zu Beginn je- 
des Kalenderjahres ihre Einkommens- und Fami- 
lienverhältnisse während des abgelaufenen Jahres 
darzulegen. In den Fällen, in denen es zu Überzah- 
lungen kommt, kann der Ausschuß in der Regel 
nicht helfen. 


In Einzelfällen konnte er allerdings eine Lösung er- 
reichen, zum Beispiel in einem Fall, in dem die Aus- 
gleichsverwaltung einen überzahlten Betrag in zu 
hohen monatlichen Raten ohne besondere Vereinba- 
rung mit der Petentin einbehalten hatte, oder in ei- 
nem anderen Fall, in dem eine hochbetagte Petentin 
vor Jahren versäumt hatte, dem Ausgleichsamt Ein- 
künfte aus einem Arbeitsverhältnis anzuzeigen; ihr 
wurde im Rahmen einer Billigkeitsregelung die 
Kriegsschadenrente wieder gewährt. " 


2.7.5 Wiedergutmachung nationalsozialistischen Un-> 
rechts 

Hier hatte sich der Ausschuß weiterhin mit den Pro- 
blemen im Zusammenhang mit dem Abschluß der 
Wiedergutmachungsgesetzgebung zu befassen. 

Vielfach haben jüdische Opfer, die durch nationalso- 
zialistische Gewaltmaßnahmen Gesundheitsschä- 
den erlitten haben und sich in einer Notlage befin- 
den, aus formellen Gründen keine Entschädigungs- 
leistungen erhalten. Um für sie die Folgen der Aus- 
schlußfrist (31. Dezember 1969) für Entschädigungs- 
anträge nach dem Bundesentschädigungsgesetz zu 
mildern, hatte die Bundesregierung am 3. Oktober 

1980 eine außergesetzliche Härteregelung erlassen. 

1981 folgte eine entsprechende Regelung für NS- 
Verfolgte nichtjüdischer Abstammung; ihnen kann 
im Einzelfall eine Beihilfe in Höhe bis zu 5 000 DM 
gewährt werden. Zuständige Prüfungsbehörde 
ist der Regierungspräsident Köln, Zeughausstraße 
4 — 8, 5000 Köln 1, an den der Ausschuß viele Einsen- 
der verwies. 

Der BMF hatte 1980 außerdem eine Regelung für 
Personen getroffen, die während der Zeit des Natio- 
nalsozialismus zwangsweise sterilisiert worden sind 
und dafür bisher keine Entschädigung erhalten ha- 
lben; ihnen wird im Wege einer außergesetzlichen 
„Vereinbarung“ eine einmalige Entschädigung von 
5 000 DM zuerkannt. Dies hat der Ausschuß zum An- 
laß genommen, dem BMF 1981 noch rund 60 Einga- 
ben aus vergangenen Jahren zu übersenden. Auch in 
diesen Fällen konnte noch geholfen werden, soweit 
die Voraussetzungen erfüllt waren. 

Zusätzliche gesetzliche Msißnahmen konnte der 
Ausschuß allerdings nicht in Aussicht stellen, da die 
Wiedergutmachungsgesetzgebung abgeschlossen 
ist. 

2.7.6 Personalwesen 

Im Bereich des Personalwesens beschwerten sich 
wieder mehrere Arbeitnehmer über die Neuberech- 
nung der VBL-Zusatzrente bei der Umwandlung ih- 
rer Erwerbsunfähigkeitsrente in das Altersruhe- 
geld. Die Neuberechnung der Versorgungsrente 
hatte bei ihnen zu einer Anpassung der Zusatzrente 
auf einem niedrigen Niveau geführt. 

Der Ausschuß konnte das Anliegen der Petenten 
nicht unterstützen. Er hält aber eine Änderung des 
§ 55 a der Satzung der Versorgungsanstalt des Bun- 
des und der Länder für erforderlich, damit der An- 
schein einer Kürzung der Versorgungsrente vermie- 
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den wird. Die gesetzliche Rente sollte regelmäßig bei 
der Berechnung so berücksichtigt werden, daß ein 
über die zustehende Gesamtversorgung hinausge- 
hendes Anwachsen des monatlichen Gesamtzahl- 
betrages beider Renten von vornherein ausgeschlos- 
sen wird. Die Arbeitgeber des öffentlichen Dienstes 
haben sich bereits in Tarifverhandlungen für eine 
Überprüfung der bestehenden Regelung in diesem 
Sinne eingesetzt. Inwieweit die Tarifvertragspar- 
teien eine Einigung erzielen werden, läßt sich zur 
Zeit noch nicht übersehen. Es besteht jedoch zwi- 
schen ihnen Einvernehmen darüber, daß das Pro- 
blem regelungsbedürftig ist. Mit einer Satzungsän- 
derung, durch die eine zu einem bestimmten Zeit- 
punkt erreichte überhöhte Zusatzversorgung unver- 
ändert beibehalten wird, ist allerdings nicht zu rech- 
nen. 

2.7.7 Zusammenarbeit 

Die Zusammenarbeit mit dem BMF, dem Bundes- 
aufsichtsamt für das Versicherungswesen und dem 
Bundesaufsichtsamt für das Kreditwesen war rei- 
bungslos. Die Stellungnahmen und Berichte ent- 
sprachen den Erwartungen des Ausschusses. Beim 
Bundesausgleichsamt hingegen waren wiederholt 
Rückfragen und ergänzende Stellungnahmen erfor- 
derlich. 

2.8 Bundesminister für Wirtschaft (BMWi) 

Zum Geschäftsbereich des BMWi gingen im Be- 
richtszeitraum rund 100 Beschwerden ein. Hervor- 
zuheben sind die drei Schwerpunkte Kraftfahrzeug- 
versicherung, Rüstungspolitik und Energiewirt- 
schaft. 

2.8.1 Beitragsnachlaß für Schwerbehinderte in der 
Kraftfahrzeugversicherung 

Mehrere Schwerbehinderte machten darauf auf- 
merksam, daß Kriegsbeschädigte, die Anspruch auf 
Sonderfürsorge nach § 27 c des Bunde sver sorgungs- 
gesetzes haben, nach dem Tarif in der Kraftfahr- 
zeugversicherung einen 25prozentigen Beitrags- 
nachlaß erhalten, während bei den übrigen Schwer- 
behinderten noch weitere Voraussetzungen für die 
Gewährung des Beitragsnachlasses verlangt wür- 
den. Sie müßten insbesondere nachweisen, daß für 
ihr Kraftfahrzeug bestimmte Bedienungseinrich- 
tungen vorgeschrieben und als Auflage in den Füh- 
rerschein eingetragen sind oder zur Beschaffung 
des Kraftfahrzeuges oder von Kraftstoff ein Zu- 
schuß oder ein Darlehen gewährt worden ist. 

Der Ausschxiß sah hierin eine nicht zu rechtferti- 
gende Ungleichbehandlung von Behinderten und 
setzte sich für eine entsprechende Verbesserung der 
Tarifgestaltung ein. Die Verhandlungen mit der Ver- 
sicherungswirtschaft waren erfolgreich. Nunmehr 
erhält jeder Behinderte gleichen Beitragsnachlaß. 

2.8.2 Waffenexporte 

Mehrere Petenten forderten, Waffenexporte nach 
Saudi-Arabien zu verbieten. In ihrer Stellungnahme 


legte die Bundesregierung unter ausdrücklichem 
Hinweis auf die von ihr verfolgte restriktive Rü- 
stungspolitik dar, daß Kriegswaffenexporte in Län- 
der außerhalb des NATO-Bereichs nur ausnahms- 
weise aufgrund besonderer außen- und sicherheits- 
politischer Erwägungen zugelassen würden. Über 
Waffenexporte nach Saudi-Arabien sei noch nicht 
entschieden. Der Ausschuß überwies die Eingaben 
der Bundesregierung als Material, um so sicherzu- 
stellen, daß die Besorgnis über die mit jedem Waf- 
fenexport verbundenen Gefahren in der abschlie- 
ßenden Entscheidungsfindung berücksichtigt wird. 

2.8.3 Heizölpreise 

Zahlreiche Petenten nahmen die in jüngster Zeit 
stark gestiegenen Preise für Heizöl zum Anlaß, um 
sich über das Bundeskartellamt zu beschweren, weil 
es das Preisgebaren der Energiewirtschaft nicht 
ausreichend kontrolliere. 

Der Ausschuß konnte diesen Beanstandungen nicht 
folgen. Die Kartellbehörden haben nicht die Aufga- 
be, allgemeine Preiskontrollen vorzunehmen und 
bestimmte Preise vorzuschreiben. Sie können die 
Kalkulation der Unternehmen nur bei dem Verdacht 
des Verstoßes gegen Wettbewerbsrecht überprüfen. 
Dementsprechend hat auch das Bundeskartellamt 
in letzter Zeit gegen verschiedene Mineralölgesell- 
schaften Verfahren wegen des Verdachts abge- 
stimmten Verhaltens eingeleitet, ohne jedoch bisher 
diesen Verdacht erhärten zu können. 

Die Parlamente und Regierungen von Bund und 
Ländern haben auf die zeitweise Verknappung von 
Mineralölprodukten und die steigenden Preise mit 
einer Reihe von Maßnahmen reagiert, um Erdölpro- 
dukte durch andere Primärenergiearten zu ersetzen 
und den Verbrauch generell einzuschränken. Es 
bleibt nur die Hoffnung, daß der Wettbewerb auf 
dem Heizöl- und Treibstoffmarkt die Preise in trag- 
baren Grenzen hält. 

2.8.4 Zusammenarbeit 

Die Zusammenarbeit mit dem BMWi gab keinen An- 
laß zu Beanstandungen. 


2.9 Bundesminister für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten (BML) 

Schwerpunkt der Eingaben, die wie im Vorjahr et- 
was über 100 lagen, war weiterhin der Tierschutz. 
Hervorzuheben ist eine Sammeleingabe mit über 
200 000 Unterschriften für das Verbot des Trans- 
ports lebender Schlachtpferde durch die Bundes- 
republik Deutschland. Weitere Eingaben betrafen 
Förderungsmaßnahmen in der Landwirtschaft, 
Jagdwesen und Wildschutz. 

2.9.1 Transport lebender Schlachtpferde durch die 
Bundesrepublik Deutschland 

In einer Sammeleingabe mit mehr als zweihundert- 
tausend Unterschriften und zahlreichen Einzelein- 
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gaben wurde ein Verbot des Transports lebender 
Schlachtpferde gefordert. 

Der Ausschuß hat die Eingaben in mehreren Sitzun- 
gen behandelt. Er hat auch Herrn Bundesminister 
Ertl zur Aufklärung der Gesamtproblematik gehört. 
Es mußten insgesamt fünf schriftliche Stellungnah- 
men vom BML angefordert werden, da die Antwor- 
ten des BML immer nur auf die ausdrücklich gestell- 
ten Fragen eingingen, ohne den Gesamtzusammen- 
hang ausreichend darzustellen. Der Petitionsaus- 
schuß hat aber Anspruch auf umfassende Stellung- 
nahmen. Nur so kann er seinen Aufgaben sachge- 
recht nachkommen. 

Die Sammeleingabe wurde der Bundesregierung 
zur Berücksichtigung überwiesen. Der Ausschuß 
war der Auffassung, daß nur ein Verbot dieser 
Transporte auf internationaler Ebene dem Gedan- 
ken des Tierschutzes nachhaltig und umfassend 
Rechnung tragen kann. Er forderte deshalb die Bun- 
desregierung mit Rücksicht auf die internationalen 
Bindungen auf, bis zur Einführung eines Verbots 
eine Reihe von Maßnahmen zu treffen, mit denen 
diesem Anliegen weitgehend entsprochen wird. 
Dazu gehörten z. B. eine nationale Vorschrift, die 
Schlachtpferde beim Grenzübertritt generell zu 
tränken oder sie auf geeignete Transportmittel um- 
zuladen, ferner Verhandlungen mit den Bundeslän- 
dern über die Überwachung der Tierschutzbestim- 
mungen und den zuständigen Organen der Europäi- 
schen Gemeinschaft. 

Der Deutsche Bundestag beschloß auf Antrag des 
Ausschusses außerdem, die Petitionen wegen der 
Zuständigkeit der Länder bei der Durchführung der 
Tierschutzbestimmungen den Landesvolksvertre- 
tungen zur Kenntnisnahme zu überweisen. Ferner 
übermittelte er die Petitionen dem Europäischen 
Parlament, dem Rat und der Kommission der Euro- 
päischen Gemeinschaft zur Information. 


2.9.2 Taubenvergrämungsmittel 

Eine Petition zielte darauf, die Anwendung einer 
Taubenvergrämungspaste zu verbieten. Sie wurde 
der Bundesregierung zur Berücksichtigung über- 
wiesen. Der BML schlug in seiner Auskunft vor, in 
der vom Bundesrat eingebrachten Novelle zum Tier- 
schutzgesetz (Drucksache 9/246) eine Rechtsgrund- 
lage hierfür vorzusehen. 

Der Hersteller des Taubenvergrämungsmittels 
wandte sich mit einer Eingabe gegen ein Verbot. Der 
BML hat daraufhin das Institut für Veterinärmedi- 
zin des Bundesgesundheitsamtes um eine nochma- 
lige Untersuchung der Wirkungsstoffe des Präpara- 
tes in tierschutzrechtlicher Hinsicht gebeten. Außer- 
dem wird das im Auftrag des Herstellers erstellte 
Gutachten zweier Tierärzte einer wissenschaftli- 
chen Überprüfung von neutraler Seite unterzogen. 
Dabei muß auch die Wirkung des Mittels bei som- 
merlicher Witterung einbezogen werden. Mit dem 
Ergebnis ist daher nicht vor September 1982 zu rech- 
nen. 


2.9.3 Zusammenarbeit 

Der Ausschuß mißbilligt die Behandlung der Be- 
schwerden über den Transport lebender Schlacht- 
pferde. Im übrigen war die Zusammenarbeit zwi- 
schen BML und Ausschuß reibungslos. 


2.10 Bundesminister für Arbeit und Sozialord- 
nung (BMA) 

Zum Geschäftsbereich des BMA gingen im Berichts- 
zeitraum an die 2 400 Eingaben (rund 21 v. H. aller 
Petitionen) ein. 

Die überwiegende Zahl der Eingaben war mit fast 
1 400 dem Bereich „Soziales“ zuzuordnen, während 
im Bereich »Arbeit“ etwa 1 000 Eingaben zu ver- 
zeichnen waren. 

2.10.1 Sozialversicherung 

Die Eingaben zum sozialen Bereich des BMA betra- 
fen im wesentlichen Angelegenheiten der gesetzli- 
chen Renten-, Kranken- und Unfallversicherung. 
Schwerpunkte bildeten Bitten zur Rentengesetzge- 
bung, Schwierigkeiten bei Rentenzahlungen aus 
dem Ausland und wiederholte Beschwerden über 
eine Berufsgenossenschaft. 

2.10.1.1 Altersgrenze für das Altersruhegeld bei Frauen 

Seit Jahren wird in vielen Eingaben eine Herabset- 
zung der im Rentenversicherungsrecht bestehenden 
Altersgrenzen gefordert. In letzter Zeit gilt dies ins- 
besondere für die Altersgrenze von 60 Jahren für das 
vorgezogene Altersruhegeld für Frauen. Der Aus- 
schuß sah sich nicht in der Lage, eine diesem Anlie- 
gen entsprechende gesetzliche Neuregelung zu be- 
fürworten. Zwar ist die generelle Frage einer Ver- 
kürzung der Lebensarbeitszeit zuletzt im Zusam- 
menhang mit der Situation auf dem Arbeitsmarkt 
wieder stärker in die öffentliche Diskussion gekom- 
men. Auch die Bundesregierung überprüft bereits 
mögliche Regelungen der Altersgrenzen in der Ren- 
tenversicherung im Hinblick auf ihre sozialpoliti- 
sche Zielsetzung, die langfristige Wirkung und die fi- 
nanzielle Realisierbarkeit. Der Petitionsausschuß 
hat ihr dazu einige Eingaben als Material überwie- 
sen. 

Der Ausschuß hielt es aber nicht für vertretbar, die 
Altersgrenze allein für Frauen herabzusetzen. 
Schon die bestehende Sonderregelung des vorgezo- 
genen Altersruhegeldes für Frauen erscheint wegen 
der im Grundgesetz geforderten Gleichbehandlung 
von Männern und Frauen problematisch. 

2.10.1.2 „Große“ Witwenrente 

Einige Petentinnen baten, die geltenden Rentenver- 
sicherungs-Vorschriften dahin zu ändern, daß die so- 
genannte „große“ (d. h. eine erhöhte) Witwenrente 
einer jüngeren Witwe, die ein waisenrentenberech- 
tigtes Kind zu unterhalten hat, auch dann weiterge- 
währt wird, wenn das Kind bereits das neue Volljäh- 
rigkeitsalter von 18 Jahren vollendet hat. 
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Der Petitionsausschuß konnte dieses Anliegen nicht 
unterstützen. Er wies die Petentinnen darauf hin, 
daß der Gesetzgeber hinsichtlich der unterschiedli- 
chen Höhe der „kleinen“ bzw. „großen“ Witwenrente 
davon ausgeht, daß Witwen, die noch nicht 45 Jahre 
alt und nicht berufs- oder erwerbsunfähig sind und 
keine Kinder haben, ihren Lebensunterhalt typi- 
scherweise selbst durch eine Erwerbstätigkeit si- 
chern können. Die „kleine“ Witwenrente solle und 
könne somit nur ein Zuschuß zum Arbeitseinkom- 
men sein und soziale Härten vermeiden. 

Seien jedoch waisenrentenberechtigte Kinder zu er- 
ziehen, solle die Witwe sich dieser Aufgabe voll wid- 
men können; eine Erwerbstätigkeit sei ihr für diese 
Zeit nicht zumutbar. Sie erhalte daher die „große“ 
Witwenrente, die die Funktion eines Unterhaltser- 
satzes habe. Eine Erziehungstätigkeit im Sinne die- 
ser Regelung ende nach der Rechtsprechung jedoch, 
wenn das Kind volljährig sei. Sie richte sich nicht 
danach, ob wegen einer fortgesetzten Ausbildung 
des Kindes weiterhin Unterhaltspflicht bestehe. Da- 
durch, daß Witwen versorgungsberechtigte erwach- 
sene Kinder hätten, würden sie an einer Erwerbstä- 
tigkeit nicht gehindert. 

2.10.1.3 Rentenanpassung 1981 bei Versicherungsfällen aus 
dem ersten Halbjahr 1978 

Mehrere Petenten führten Klage darüber, daß ihre 
Renten zum 1. Januar 1981 nur um 3 v. H. und nicht, 
wie allgemein vorgesehen, um 4 v. H. erhöht wurden, 
und baten um Beseitigung dieser ihres Erachtens 
ungerechtfertigten Ungleichheit durch den Gesetz- 
geber. Der Petitionsausschuß konnte die Betroffe- 
nen hier nur darüber aufklären, daß es bestimmte 
Gruppen von Renten gibt, die um einen geringeren 
als den sonst üblichen Prozentsatz von 4 v. H. erhöht 
wurden. Zu diesen Ausnahmefällen gehörten die 
Renten von Personen, die — wie die Petenten — die 
Voraussetzungen für die Rente im ersten Halbjahr 
1978 erfüllt haben. Die Renten dieser Personen seien 
nämlich um rund 2,5 v. H. höher berechnet worden 
als die Renten aller übrigen Personen, die die Vor- 
aussetzungen für die Rente früher oder später er- 
füllt hätten. 

Im Interesse der Gleichbehandlung aller Renten sei 
bei der Anpassung zum 1. Januar 1981 damit begon- 
nen worden, diesen Vorsprung abzuschmelzen. Zu 
diesem Zweck sei der Anpassungssatz für die Ren- 
ten aus Versicherungsfällen aus dem ersten Halb- 
jahr 1978 abweichend von der allgemeinen Regelung 
auf 3 V. H. festgesetzt worden. Rentner, die dement- 
sprechend am 1. Januar 1981 nur eine Erhöhung von 
3 V. H. erhalten hätten, seien anderen Rentnern ge- 
genüber also keineswegs benachteiligt. 

2.10.1.4 Zahlung Italienischer Renten an deutsche Berech- 
tigte 

Eine über den Einzelfall hinausgehende Bedeutung 
maß der Ausschuß einigen Petitionen bei, mit denen 
sich deutsche Staatsbürger über eine schleppende 
Auszahlung ihrer italienischen Rente beklagten. Auf 
Beschwerden dieser Art hat der Ausschuß schon in 
seinem Jahresbericht 1980 hingewiesen. Nach einer 


vorübergehenden Verbesserung des Rentenzahlver- 
fahrens traten Anfang 1981 wieder Schwierigkeiten 
auf. Eine Erörterung im Ausschuß ergab, daß die 
Verzögerungen nur vorübergehend eingetreten wa- 
ren. Nach Vorstellungen des BMA gegenüber der ita- 
lienischen Seite wurden die festgestellten Unzuträg- 
lichkeiten ausgeräumt. Nach Ansicht des BMA las- 
sen sich gelegentliche, durch die inneritalienischen 
Verhältnisse bedingte Unregelmäßigkeiten auch 
künftig nicht ganz ausschließen. So habe zuletzt im 
Frühjahr 1981 ein Streik im Rechenzentrum des ita- 
lienischen Trägers zu vorübergehenden Verzöge- 
rungen geführt. Der Ausschuß forderte den BMA 
auf, ihn zu unterrichten, falls im Laufe des Jahres 
neue Verzögerungen bekannt würden. 

2.10.1.5 Schwierigkeiten bei deutsch-jugoslawischen Ren- 
tenverfahren 

Ebenso zeigten einige Eingaben erneut Schwierig- 
keiten mit jugoslawischen Rentenversicherungsträ- 
gern bei der Durchführung des zwischenstaatlichen 
Rentenverfahrens mit Jugoslawien auf. Im Jahres- 
bericht 1980 hatte der Ausschuß auf Fortschritte in 
der Beschleunigung des Verfahrens bei den jugosla- 
wischen Trägern hingewiesen. Sie beruhten auch 
auf den ständigen Bemühungen des Petitionsaus- 
schusses. Aber auch 1981 bestanden in Einzelfällen 
noch erhebliche — zum Teil jahrelange — Verzöge- 
rungen auf jugoslawischer Seite. Generell haben 
sich jedoch nach Auskunft des BMA durch die stän- 
digen Kontakte beider Seiten weitere Verbesserun- 
gen ergeben. Nur noch zwei Fälle sind inzwischen 
unerledigt. 

Da insoweit das zwischenstaatliche Rentenverfah- 
ren bereits vor drei Jahren eingeleitet worden ist, 
forderte der Ausschuß den BMA nochmals auf, ge- 
genüber der jugoslawischen Seite erneut zu interve- 
nieren. 

2.10.1.6 Organisationsmängel bei einer Berufsgenossen- 
schaft 

1981 häuften sich Eingaben von Versicherten der Be- 
rufsgenossenschaft für Gesundheitsdienst und 
Wohlfahrtspflege. Sie rügten vor allem die lange Be- 
arbeitung von Leistungsanträgen. Nach Einschal- 
tung des Bundesversicherungsamtes als Aufsichts- 
behörde bestätigten sich schwerwiegende Mängel 
im Bereich dieser Berufsgenossenschaft heraus. Bei 
einer Anhörung begründeten der Vorstandsvorsit- 
zende wie die Geschäftsführer der Berufsgenossen- 
schaft die Bearbeitungsrückstände mit einem hohen 
Krankenstand des Personals, einer generellen Per- 
sonalknappheit sowie der ungenügenden Unterbrin- 
gung der Behörde. Gleichzeitig legten sie einen Ka- 
talog von Maßnahmen vor, welcher als Sofortmaß- 
nahme eine beschleunigte Konsolidierung herbei- 
führen solle. Der Präsident des Bundesversiche- 
rungsamtes kündigte an, er werde sich bis auf weite- 
res vierteljährlich Bericht erstatten lassen. Der Aus- 
schuß hat die weitere Entwicklung aufmerksam ver- 
folgt und sich sowohl einen vorläufigen Bericht über 
die Wirkung der eingeleiteten Sofortmaßnahmen 
wie auch einen Bericht über die geplante Sonderprü- 
fung erstatten lassen. 
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Den abschließenden Bericht hat das Bundesversi- 
cherungsamt für Juni 1982 zugesagt. 

2.10.1.7 Kraftfahrzeughilfen und Sonderfahrdienste für Be- 
hinderte 

Das Jahr der Behinderten brachte eine verstärkte 
Zahl von Eingaben aus diesem Personenkreis. Über- 
wiegend handelte es sich um Einzelprobleme wie 
Kraftfahrzeughilfen für Behinderte, wobei der Aus- 
schuß immer wieder feststellen mußte, daß letztlich 
Zuschüsse nur deshalb nicht gewährt werden kön- 
nen, weil ein rechtzeitiges und rechtswirksames An- 
tragsbegehren im Sinne des § 16 des Sozialgesetzbu- 
ches I nicht vorlag. Der Ausschuß hat darauf hinge- 
wirkt, daß alle Leistungsträger die Behinderten bes- 
ser informieren. 

Andere Behinderte forderten, die Sonderfahrdienste 
für Schwerbehinderte in die gesetzliche Regelung 
der unentgeltlichen Beförderung Schwerbehinder- 
ter einzubeziehen. Sie sehen die Lösung der Stadt 
Hagen als beispielhaft an, wo jedem Schwerbehin- 
derten, der wegen seiner Behinderung keine öffent- 
lichen Verkehrsmittel benutzen kann, aber nicht auf 
Spezialfahrzeuge angewiesen ist, vermögensunab- 
hängig ein monatlicher Pauschbetrag in Form von 
Fahrgutscheinen für Taxifahrten zur Verfügung ge- 
stellt wird. Der Bund hat allerdings keine Möglich- 
keit, solche freiwilligen Leistungen von Gemeinden 
allgemein verbindlich zu machen. Andererseits ver- 
trat der Ausschuß die Auffassung, daß die Bundesre- 
gierung nach Wegen suchen solle, wie beispielsweise 
Rehabilitationsträger im Rahmen ihrer jeweiligen 
Zuständigkeit die Benutzung besonderer Fahr- 
dienste erstatten könnten. Dies ist nach Aussage der 
Bundesregierung auch deren Ziel. Es komme vor- 
dringlich darauf an, die bestehenden rechtlichen 
Möglichkeiten auszuschöpfen. Ferner gelte es, im 
Rehabilitationsrecht die Leistungen im Rahmen des 
finanziell Möglichen weiter anzugleichen. Der Aus- 
schuß hat dieses Anliegen dem BMA als Material für 
seine gesetzesvorbereitende Tätigkeit überwiesen. 


2.1 0.1 .8 Erwerbsunfähigkeitsrenten 

In vielen Fällen beschwerten sich Mitbürger über 
die Rentenversicherungsträger, weil diese über- 
haupt nicht oder erst nach langwierigen Begutach- 
tungen oder erst nach längeren Verfahren vor Be- 
hörden oder Gerichten die Voraussetzungen aner- 
kannt hatten. In einem Fall vertrat die Bunde sversi- 
cherungsanstalt für Angestellte die Auffassung, daß 
der Hinterwandinfarkt des Petenten, verbunden mit 
arteriellen Durchblutungsstörungen im Bereich des 
rechten Beines, nicht geeignet sei, die Berufs- oder 
Erwerbsfähigkeit einzuschränken. Im Rahmen der 
durch den Ausschuß eingeleiteten Ermittlungen 
wurde jedoch festgestellt, daß die Ablehnung des 
Rentenantrags sachlich unbegründet war und doch 
eine Minderung der Erwerbsfähigkeit vorlag, die zu 
einer Rentenzahlung führte. In einem anderen Fall 
konnte der Ausschuß einem Bergmann in seinem 
langjährigen Streit mit der Bundesknappschaft hel- 
fen. Diese hatte die Erwerbsunfähigkeit nur vor- 
übergehend anerkannt und für weitere Leistungen 


vom Bergmann verlangt, sich einer Operation zu un- 
terziehen, was dieser mit einer stichhaltigen Be- 
gründung ablehnte. Nach Einschaltung des Aus- 
schusses bewilligte die Bundesknappschaft die 
Rente endgültig, ohne auf einer Operation zu beste- 
hen. 

2.10.1.9 Anerkennung von Zeiten für die Rente 

Immer wieder erhält der Ausschuß Bitten, be- 
stimmte Zeiten des Versicherungslebens günstiger 
zu bewerten. Beispielsweise hatte die Bundesversi- 
cherungsanstalt für Angestellte Beitragszeiten in 
der in den Jahren 1946 bis 1950 in Berlin bestehen- 
den Studentenversicherung nur mit den damals ent- 
richteten, sehr niedrigen Beiträgen bewertet. Die da- 
mals im Interesse eines sozialen Schutzes der Stu- 
denten eingeführte Sonderregelung in Berlin wirkte 
sich dadurch zu deren Nachteil aus, weil die Studien- 
zeit sonst als Ausfallzeit mit im allgemeinen höhe- 
ren Werten angerechnet worden wäre. Aufgrund ei- 
ner Eingabe werden jetzt die in der Studentenversi- 
cherung entrichteten Beiträge als Beiträge während 
einer Ausfallzeit im Sinne des § 32 Abs, 7 des Ange- 
stelltenversicherungsgesetzes angesehen. Die Stu- 
dienzeit kann damit als Ausfallzeit mit den höheren 
Beitragsdurchschnitten angerechnet werden, was 
im Regelfall zu einer höheren Rente führt 


2.10.2 Arbeitsverwaltung 

Die rund 1 000 Eingaben betrafen vor allem die 
lange Bearbeitungsdauer bei Arbeitsämtern, die 
Hilfe bei der beruflichen Eingliederung von Behin- 
derten und das Fehlen geeigneter Aus- und Fortbil- 
dungsplätze. 

Schwerpunkte bildeten Beschwerden über die Ar- 
beitsämter in den Bereichen Arbeitsvermittlung, 
Leistungen bei Arbeitslosigkeit und Arbeitserlaub- 
nisse für Ausländer. 


2.10.2.1 Arbeitsvermittlung 

Zahlreiche Arbeitslose wandten sich mit der Bitte 
um Hilfe bei der Vermittlung eines Arbeitsplatzes 
an den Ausschuß, In einigen Fällen — auch bei soge- 
nannten schwervermittelbaren Arbeitslosen — ge- 
lang es der Arbeitsverwaltung, einen geeigneten Ar- 
beitsplatz zu vermitteln. Anderen Arbeitslosen 
konnte zumindest vorübergehend, beispielsweise 
durch befristete Beschäftigungen im Rahmen von 
Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen, geholfen werden. 
Soweit die Arbeitsverwaltung nicht kurzfristig eine 
Lösung finden konnte, hat sie zugesagt, weiterhin in- 
tensiv bemüht zu bleiben. 


2.10.2.2 Leistungen bei Arbeitslosigkeit 

Beschwerden und Beanstandungen im Bereich von 
Arbeitslosengeld und Arbeitslosenhilfe konzentrier- 
ten sich auf zu lange Bearbeitungszeiten der Lei- 
stungsanträge, auf Fehler in der Antragsbearbei- 
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tung, die teilweise zu verspäteten Zahlungen führ- 
ten, sowie die Verhängung von Sperrzeiten im Lei- 
stungsbezug. Dazu einige Beispiele: 

Ein Petent teilte mit, daß er bereits vor drei Monaten 
einen Arbeitslosengeld antrag gestellt habe, ohne 
daß das Arbeitsamt bisher reagiert hätte. Eine tele- 
fonische Rückfrage beim zuständigen Arbeitsamt 
ergab, daß der Leistungs antrag des Petenten aus un- 
erklärlichen Gründen unbearbeitet geblieben war. 
Der Ausschuß sorgte dafür, daß der Arbeitslose am 
nächsten Tag eine Barzahlung erhielt und die Rest- 
summe kurz darauf ebenfalls ausgezahlt wurde. 

In einem anderen Fall blieb die Akte einer Arbeitslo- 
sen mehrere Wochen unbearbeitet Erst aufgrund ei- 
nes Erinnerungsschreibens der Antragstellerin 
wurde das Arbeitslosengeld bewilligt. Dieser Fall 
führte dazu, daß im Bereich des betreffenden Ar- 
beitsamtes geeignete organisatorische Maßnahmen 
getroffen wurden, um derartige Wiederholungsfälle 
künftig zu vermeiden. 

Eine Schwerbehinderte erhielt nach Einschaltung 
des Ausschusses rückwirkend Arbeitslosenhilfe. Die 
Arbeitsverwaltung hatte zunächst die Leistung mit 
der Begründung abgelehnt, die Antragstellerin sei 
nach eigenen Angaben bis auf weiteres arbeitsunfä- 
hig krank und stehe somit der Arbeitsvermittlung 
nicht zur Verfügung. Bei der Überprüfung stellte 
sich heraus, daß ihr bereits für die zurückliegenden 
sechs Monate vor der Antragstellung Arbeitslosen- 
hilfe zu gewähren war. Rechtzeitig vor der Aussteue- 
rung durch die Krankenkasse hatte sie sich beim Ar- 
beitsamt nach den Voraussetzungen für die Gewäh- 
rung von Arbeitslosengeld bzw. Arbeitslosenhilfe 
nach Ablauf des Krankengeldbezuges erkundigt. 
Hierbei hatte die Arbeitsbehörde versäumt, die Rat- 
suchende über die Notwendigkeit der persönlichen 
Arbeitslosmeldung und Antragstellung zu unterrich- 
ten. Nach Einschaltung des Arbeitsamtsarztes er- 
kannte das Arbeitsamt an, daß die Petentin für die 
Zeit nach ihrer Aussteuerung hätte vermittelt wer- 
den können. 

Ein arbeitsloser Petent beschwerte sich über ein Ar- 
beitsamt, weil dieses abgelehnt hatte, ihm ein ihn be- 
treffendes arbeitsamtsärztliches Gutachten auszu- 
händigen. In seiner Stellungnahme zur Petition 
teilte der BMA mit, daß durch Runderlaß der Bun- 
desanstalt für Arbeit das Auskunftsverfahren auf 
der Grundlage der neuen Verwaltungsverfahrens- 
vorschriften im Sozialgesetzbuch neu geregelt wer- 
de. Danach habe der Petent ein Recht auf Auskunft 
aus dem arbeitsamtsärztlichen Gutachten und auf 
Einsichtnahme, da es Bestandteil einer auskunfts- 
pflichtigen Datei (Vermittlungskartei) sei. Aller- 
dings sei die Erläuterung des Gutachtens durch ei- 
nen Arbeitsamtsarzt angezeigt, um Mißverständ- 
nisse und Fehlinterpretationen zu vermeiden, da sol- 
che Gutachten lediglich auf vermittlungserhebliche 
gesundheitliche Einschränkungen eingingen und 
insbesondere nur Aufschluß über die arbeitsmedizi- 
nischen Auswirkungen des Gesundheitszustandes 
des Betroffenen gäben. Außerdem bestehe ein An- 
spruch darauf, daß eine Abschrift des Gutachtens 
ausgehändigt werde. 


2.10.2.3 Arbeitsertaubnis für ausländische Arbeitnehmer 

Zahlreiche ausländische Arbeitnehmer baten um 
Hilfe bei der Erlangung einer Arbeitserlaubnis. Teil- 
weise konnten die Ausländer bereits einstellungsbe- 
reite Arbeitgeber benennen bzw. Einstellungszusa- 
gen vorweisen, insbesondere wenn sie früher einmal 
im Bundesgebiet gearbeitet hatten oder sich Ver- 
wandte und Bekannte bereits hier aufhielten. In den 
meisten Fällen handelte es sich aber um Petenten, 
die zum ersten Mal eine Arbeitserlaubnis beantragt 
hatten. Hier konnte der Ausschuß in der Regel nicht 
helfen, da nach dem von der Bundesregierung 1973 
verfügten Anwerbestopp und angesichts der verän- 
derten Arbeitsmarktlage neu eingereisten Auslän- 
dern grundsätzlich keine Arbeitserlaubnis mehr er- 
teilt wird. 

Mehrfach wurden die für Asylbewerber und Fami- 
lienangehörige ausländischer Arbeitnehmer gelten- 
den Erlaßregelungen, wonach diese Personen erst 
nach einer bestimmten Aufenthaltsdauer die Ar- 
beitserlaubnis für eine erstmalige Beschäftigung im 
Bundesgebiet erhalten können, hinsichtlich ihrer 
Rechtmäßigkeit und Vereinbarkeit mit dem Arbeits- 
förderungsgesetz in Zweifel gezogen. Hierbei berie- 
fen sich die Petenten teilweise auf sozialgerichtliche 
Entscheidungen. Der Gesetzgeber sah sich daher 
veranlaßt, durch eine gesetzliche Verankerung der 
Wartezeiten diese rechtlichen Zweifel zu beseitigen. 
In den meisten Fällen konnte der Ausschuß deshalb 
nicht helfen. 

Auch ausländische Krankenschwestern hatten inso- 
weit keinen Erfolg. Die Arbeitsverwaltung hatte un- 
ter Hinweis auf den Anwerbestopp, die ausgelaufe- 
nen Kontingent-Vereinbarungen für Kranken- 
schwestern und insbesondere die allgemein ange- 
spannte Situation auf dem deutschen Arbeitsmarkt 
die Erteilung der Arbeitserlaubnis abgelehnt. Nach 
der Statistik der Bundesanstalt für Arbeit stünden 
im Bundesgebiet rund 10 000 arbeitslosen Kranken- 
pflegekräften etwa 7 000 offene Stellen gegenüber. 
Diesen Argumenten konnte sich der Ausschuß nicht 
verschließen. 

Meistens unter Härtegesichtspunkten konnte der 
Ausschuß anderen ausländischen Arbeitnehmern 
bei der Erlangung einer Arbeitserlaubnis für eine 
erstmalige Beschäftigung behilflich sein. Überwie- 
gend handelte es sich hierbei um Familienangehö- 
rige (Ehegatten und Kinder) bereits im Bundesge- 
biet lebender ausländischer Arbeitnehmer, die im 
Wege des Familiennachzugs neu eingereist waren. 
Grundsätzlich besteht für diesen Personenkreis 
eine Wartezeit für den Zugang zum Arbeitsmarkt, 
die in der Regel vier Jahre für Ehegatten und zwei 
Jahre für Kinder bzw. Jugendliche beträgt. 

2.10.2.4 Zuschuß an Behinderte zur Beschaffung eines 
Kraftfahrzeuges 

Ein behinderter Petent beschwerte sich darüber, 
daß ihm das Arbeitsamt einen Zuschuß zur Anschaf- 
fung eines Kraftfahrzeuges verweigerte, obwohl 
seine berufliche Wiedereingliederung durch das Ar- 
beitsamt gefördert wrurde. Das Arbeitsamt sah seine 
Zuständigkeit durch die erfolgreiche Wiedereinglie- 
derung als beendet an und verwies den Petenten an 
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die Hauptfürsorgestelle. Nach den Grundsätzen der 
Vorleistungspflicht zahlte diese zunächst einen Zu- 
schuß an den Behinderten. Der Petent war damit je- 
doch nicht zufrieden, da ein entsprechender Zu- 
schuß durch das Arbeitsamt höher ausgefallen wäre. 
Die hierzu eingeholten Stellungnahmen des BMA 
ergaben unterschiedliche Rechtsauffassungen zwi- 
schen ihm und der Bundesanstalt für Arbeit. 

Der BMA vertrat die Auffassung, daß nach den gel- 
tenden Vorschriften auch nach Antritt eines Dau- 
erarbeitsverhältnisses berufsfördernde und ergän- 
zende Leistungen von den Trägern der beruflichen 
Rehabilitation im Sinne des Gesetzes über die An- 
gleichung der Leistungen zur Rehabilitation erfor- 
derlich werden können, ohne daß es einer Verände- 
rung in der Person des Behinderten (Leidehsverän- 
derung, Auftreten einer neuen Behinderung) bedarf. 
Die nur subsidiäre Zuständigkeit der Hauptfürsor- 
gestellen sei insoweit nicht gegeben. Dagegen hielt 
die Bundesanstalt für Arbeit an ihrer Ansicht fest, 
daß nach erfolgreicher und dauerhafter Eingliede- 
rung Rehabilitationsleistungen wegen der gleichen 
Ursache nicht weiter gewährt werden dürfen. Sie 
strebt als praktikable Lösung an, daß Maßnahmen 
der Arbeitsämter grundsätzlich sechs Monate nach 
Aufnahme eines auf Dauer ausgerichteten Arbeits- 
verhältnisses als beendet anzusehen sind. Die 
komplexe, auch zwischen anderen Kostenträgern 
(Unfallversicherung, Kriegsopferfürsorge, Kranken- 
versicherung, gesetzliche Rentenversicherung) strit- 
tige Problematik kann nach Auffassung aller Betei- 
ligten letztlich nur durch eine Entscheidung des Ge- 
setzgebers gelöst werden. Unter diesen Umständen 
sah der BMA in dem konkreten Fall des Petenten 
keine Möglichkeit, die Bundesanstalt im Wege der 
Rechts auf sicht zur Änderung ihrer ablehnenden 
Entscheidung anzuhalten. 

Der Ausschuß hielt die Eingabe für geeignet, sie dem 
BMA im Hinblick auf beabsichtigte gesetzliche Än- 
derungen zur Erwägung zu überweisen. 


2.10.2.5 Unterhaltsgeld während einer Umschulung 

Ein Petent beschwerte sich darüber, daß das Ar- 
beitsamt für die Bemessung des Unterhaltsgeldes 
nicht das Arbeitsentgelt des letzten abgerechneten 
Monats vor Beginn der Bildungsmaßnahme, son- 
dern dasjenige des Vormonats zugrunde legte. 

Der BMA sah zunächst wegen eines in gleicher Sa- 
che laufenden Verfahrens beim Bundessozialgericht 
von einer Stellungnahme ab. Nach der für die Kläger 
positiven Entscheidung des Bundessozialgerichts 
revidierte der Präsident der Bundesanstalt für Ar- 
beit die dem Urteil entgegenstehende Dienstanwei- 
sung und forderte die Arbeitsämter auf, vorliegen- 
den Widersprüchen abzuhelfen. Das Arbeitsamt rea- 
gierte auf diese Weisung im Falle des Petenten mehr 
als zehn Wochen danach noch immer nicht. Es muß- 
te erneut aufgefordert werden, das Unterhaltsgeld 
des Petenten neu zu bemessen. 

Der Ausschuß bemängelt in diesem Zusammenhang 
ausdrücklich, daß die Weisungen der Bundesanstalt 
für Arbeit nicht schnell genug die nachgeordneten 


Dienststellen erreichen und auch nicht immer kon- 
sequent umgesetzt werden. 

2.10.2.6 Zivildienst 

Im Bereich des Zivildienstes gingen verstärkt Anfra- 
gen zur geplanten Novellierung des Verfahrens zur 
Anerkennung als Kriegsdienstverweigerer und zur 
Dauer des Zivildienstes ein. Die Anfragen wurden 
zuständigkeitshalber an den Bundesbeauftragten 
für den Zivildienst beim BMA weitergeleitet. Größ- 
tenteils positiv konnten Anliegen von Zivildienstlei- 
stenden auf heimatnahe Verwendung erledigt wer- 
den. 

Studenten höherer Semester, die als Kriegsdienst- 
verweigerer anerkannt worden waren, beschwerten 
sich, daß das Bundesamt die Zurückstellung vom Zi- 
vildienst unter Hinweis auf Fristversäumnis abge- 
lehnt habe. 

Die Überprüfung ergab, daß die Petenten ihre An- 
träge auf Zurückstellung noch vor Abschluß des 
langwierigen Anerkennungsverfahrens als Kriegs- 
dienstverweigerer hätten stellen müssen. Zu diesem 
Zeitpunkt hätten sie aber nur einen Antrag auf Zu- 
rückstellung vom Wehrdienst stellen können, der 
nach Anerkennung als Kriegsdienstverweigerer als 
Antrag auf Zurückstellung vom Zivildienst behan- 
delt worden wäre. 

Da es fraglich war, ob diese Sach- und Rechtslage 
von den betroffenen Petenten erkannt werden konn- 
te, hat der Ausschuß die Eingaben der Bundesregie- 
rung zur Berücksichtigung überwiesen mit dem Ziel, 
die Wehr- und Zivildienstpflichtigen rechtzeitig, um- 
fassend und verständlich über Verfahren und Fri- 
sten zu informieren. 

In Einzelfällen hat der Bundesbeauftragte für den 
Zivildienst bereits zugunsten der Petenten entschie- 
den. 

Der Bundesminister der Verteidigung hat nunmehr 
zugesichert, daß künftig Wehrpflichtige nach ihrem 
Antrag auf Anerkennung als Kriegsdienstverweige- 
rer erneut auf das einzuhaltende Verfahren hinge- 
wiesen werden. 

Der BMA hat darüber hinaus eine Regelung getrof- 
fen, um Härten für Zivildienstpflichtige durch Ver- 
säumung der Ausschlußfrist zu vermeiden. 

Der Antrag auf Zurückstellung sei zwar unter Hin- 
weis auf die Versäumung der Antragsfrist des § 12 
Abs. 3 Zivildienstgesetz zurückzuweisen. Zugleich 
werde aber bei Vorliegen eines Zurückstellungs- 
grundes von der Einberufung zum Zivildienst abge- 
sehen. 

2.10.3 Zusammenarbeit 

Die Zusammenarbeit mit dem BMA war im wesent- 
lichen gut. Vor allem mit dem häufig unmittelbar 
eingeschalteten Bundesversicherungsamt war sie 
ausgezeichnet. Obwohl sich die Beschwerden oft ge- 
gen weitgehend selbständige Sozialleistungsträger 
richteten, konnten in vielen schwierigen Fällen posi- 
tive Ergebnisse erreicht werden. 
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Allerdings sollten die Fristen für die vom Ausschuß 
erbetenen Stellungnahmen besser eingehalten wer- 
den; denn die Petenten klagen vielfach gerade über 
zu lange Bearbeitungszeiten. In diesen Fällen bringt 
nur eine schnelle Bearbeitung der Petitionen wirk- 
same Hilfe. 


2.11 Bundesminister für Verkehr (BMV) 

Die fast 400 Eingaben betrafen nahezu alle Bereiche 
des Verkehrswesens, schwerpunktmäßig die Blend- 
wirkung von hochgesetzten Zusatzbremsleuchten 
im Straßenverkehr sowie Tariferhöhungen und Ra- 
tionalisierungsmaßnahmen der Deutschen Bundes- 
bahn. Außerdem gingen viele Eingaben zum Perso- 
nalwesen ein. 


2.11.1 Straßenbau 

Die Zahl der Eingaben, die sich über Straßenbau- 
maßnahmen beschwerten, ging 1981 deutlich zurück. 
Hier dürfte sich die angespannte Haushaltslage zu- 
gunsten der sonst durch Straßenbauvorhaben be- 
troffenen Bürger auswirken. In zahlreichen Fällen 
wurden die Petenten auf die Möglichkeit hingewie- 
sen, ihre Bedenken gegen Streckenführung, sowie 
gegen Lärm- und Abgasimissionen in den meist 
noch nicht abgeschlossenen Planfeststellungsver- 
fahren vorzutragen. Darüber hinaus hat der Peti- 
tionsausschuß die Bundesregierung an ihre Zusage 
erinnert, den Entvinirf eines Verkehrslärmschutzge- 
setzes mit bundeseinheitlichen Grenzwerten für 
Straßen- und Schienenwege vorzulegen. 


2.11.2 Belästigungen durch den Straßenverkehr 

Hier fielen besonders die Einwendungen gegen 
hochgesetzte Zusatzbremsleuchten an Kraftfahr- 
zeugen auf. Im wesentlichen trugen die Petenten ge- 
gen diese durch § 53 der Straßenverkehrs-Zulas- 
sungsordnung geduldeten Bremsleuchten vor, daß 
dadurch die ohnehin schon zu beklagende Reizüber- 
flutung der Kraftfahrer noch verstärkt würde. Nach 
Angaben der Bundesregierung war für die Zulas- 
sung der hochgezogenen Bremsleuchten ausschlag- 
gebend, daß die Gefahr von Auffahrunfällen verrin- 
gert werde. Vor allem Geschwindigkeitsverringe- 
rungen in einer Kolonne könnten deutlicher als bis- 
her angezeigt werden. Ausgeschlossen werde da- 
durch jedoch nicht, daß die beklagte Blendwirkung 
sich andererseits auch schädlich auf den Straßen- 
verkehr auswirken könne, besonders bei Nacht und 
Regen. 

Eine abschließende Beurteilung der Auswirkungen 
zusätzlicher Bremsleuchten war bei diesem Sach- 
stand noch nicht möglich. Der BMV prüft derzeit auf 
Anregung des Ausschusses für Verkehr mögliche 
Beschränkungen, etwa die Benutzung hochgezoge- 
ner Bremsleuchten nur außerhalb geschlossener 
Ortschaften zuzulassen, die Lichtstärke zu begren- 
zen oder ihre Betätigung an einen bestimmten 
Bremsdruck zu koppeln. 


2.11.3 Deutsche Bundesbahn (DB) 

Deutlich haben die Eingaben zugenommen, die sich 
mit dem öffentlichen Personenverkehr befassen. 
Schwerpunkte waren hierbei die Tariferhöhungen 
und Rationalisierungsmaßnahmen der DB. 

2.11.3.1 Tariferhöhungen 

Besonders beanstandeten die Petenten, dciß die DB 
im Berichtszeitraum zwei Tariferhöhungen vorge- 
nommen hat. Wie der BMV hierzu in der Frage- 
stunde in der 44. Sitzung des Deutschen Bundesta- 
ges vom 16. Juni 1981 ausführte, reichte die Tarifer- 
höhung vom Januar 1981 nicht aus, um Kostenstei- 
gerungen aufzufangen. Die weitere Tarifanhebung 
zum 1. Juli 1981 sollte deshalb dazu beitragen, den 
Verlust der DB 1981 nicht noch weiter ansteigen zu 
lassen. 

Der Ausschuß verkennt keineswegs die schwierige 
Finanzlage der DB. Er ist jedoch der Ansicht, daß die 
Probleme nicht allein über die Tarifpolitik zu Lasten 
der sozial schwächeren Bürger gelöst werden kön- 
nen, die auf die Benutzung der DB angewiesen sind. 
Hierauf wird der Ausschuß auch künftig achten. 

2.1 1 .3.2 Rationalisierungsmaßnahmen 

Weitere Schwierigkeiten zeigten sich im Zusam- 
menhang mit den Maßnahmen der DB zur Verbesse- 
rung ihres Wirtschaftsergebnisses. 

In den Jahren 1973 bis 1980 hat die DB das Knoten- 
punktsystem eingeführt, um die Abwicklung des Gü- 
terzugverkehrs wirtschaftlicher zu gestalten. Maß- 
geblich für die Einrichtung von Knotenpunktbahn- 
höfen, denen in diesem System koordinierende Auf- 
gaben zukommen, ist das Gesamtaufkommen des 
Wagenladungsverkehrs in dem fraglichen Bereich. 
In einem Petitionsfall, in dem bisher vier Knoten- 
punktbahnhöfe zu drei zusammengefaßt wurden, 
kritisierte der Ausschuß, daß die durch die Rationa- 
lisierungsentscheidung Betroffenen über Inhalt und 
Umfang dieses Vorhabens lange im unklaren gelas- 
sen worden waren, und forderte den BMV zu Überle- 
gungen auf, wie die DB in vergleichbaren Fällen ihre 
Information der Öffentlichkeit grundsätzlich ver- 
bessern könne. 

2.11.4 Sitzplätze für werdende Mütter in öffentlichen 
Verkehrsmitteln 

Im Berichtszeitraum wurde die Bearbeitung einer 
Petition abgeschlossen, mit der verlangt worden 
war, werdenden Müttern in öffentlichen Verkehrs- 
mitteln ebenso wie Schwerbehinderten Sitzplätze zu 
reservieren. Der Deutsche Bundestag hatte die Ein- 
gabe am 27. April 1978 auf Beschlußempfehlung des 
Petitionsausschusses der Bundesregierung zur Be- 
rücksichtigung überwiesen. Wie die Bundesregie- 
rung in Ausführung des Beschlusses mitteilte, wer- 
den ab 1. Mai 1981 schwangere Frauen in die Vor- 
schriften über die Reservierung von Sitzplätzen voll 
einbezogen. Den Unternehmen ist eine einjährige 
Frist eingeräumt worden, die notwendige Kenn- 
zeichnung der reservierten Sitzplätze vorzuneh- 
men. 


22 



Deutscher Bundestag — 9. Wahlperiode 


Drucksache 9/1729 


2.11.5 Personalwesen 

In dienstrechtlichen Angelegenheiten gingen vor al- 
lem aus dem Bereich der DB zahlreiche Eingaben 
ein. Im wesentlichen waren Beförderungsfragen 
und Versetzungsprobleme angesprochen. In aller 
Regel ergab die parlamentarische Prüfung keine 
Anhaltspunkte für ein Fehlverhalten der zuständi- 
gen Behörden. 

Ein Petent schlug vor, zur Vermeidung beruflicher 
Nachteile Wehrpflichtige nur mit ihrer Zustimmung 
unabkömmlich zu stellen. Nach Auffassung des Aus- 
schusses sollten Einwendungen der Wehrpflichtigen 
nach Möglichkeit berücksichtigt werden. Wie der 
BMV und der BMVg mitteilten, sind die zuständigen 
Stellen durch Erlaß dazu aufgefordert worden, künf- 
tig auch Einwendungen der Betroffenen mitzutei- 
len. 

2.11.6 Zusammenarbeit 

In einem Falle (2.11.3.2) hatte der BMV die einschlä- 
gigen Unterlagen nur zögernd und unvollständig 
vorgelegt. Der Ausschuß erwartet, daß in Zukunft 
alle für eine parlamentarische Behandlung erforder- 
lichen Angaben ohne Einschränkungen umgehend 
mitgeteilt werden. Der BMV muß dafür sorgen, daß 
auch die DB die gesetzten Termine einhält. 

Im übrigen war die Zusammenarbeit mit dem BMV 
zufriedenstellend. 


2.12 Bundesminister für das Post- und Fernmel- 
dewesen (BMP) 

Zum Geschäftsbereich des BMP gingen über 200 
Eingaben ein. Einsender waren in erster Linie Mit- 
arbeiter der Bundespost und Postkundeh. Vereinzelt 
beschwerten sich auch Dritte, die sich durch Verhal- 
tensweisen der Post in ihren Rechten beeinträchtigt 
fühlten. 


2.12.1 Personalwesen 

Entsprechend dem hohen Personalbestand gingen 
zahlreiche Eingaben von Beschäftigten der Post ein. 
Die Beschwerden — die sich in der Regel als nicht 
berechtigt erwiesen — betrafen überwiegend Perso- 
nalangelegenheiten wie den Arbeitseinsatz, Beurtei- 
lungen, Disziplinarverfahren, Versetzungen zu hei- 
matnahen Dienststellen, die Anrechnung von Ren- 
ten auf das Ruhegehalt und die Ablehnung von Ein- 
stellungsersuchen. 

2.12.2 Telefon 

Zahlreiche Petenten beschwerten sich über lange 
Wartezeiten bei der Einrichtung von Telefonan- 
schlüssen. Durch die Einschaltung des Petitionsaus- 
schusses konnte in den meisten Fällen rasch gehol- 
fen werden. 

Schwierigkeiten gab es auch bei der Ummeldung 
von Telefonanschlüssen. So hatte ein Ehepaar sei- 
nen Fernsprechanschluß zunächst auf den Namen 


des Ehemannes angemeldet. Nach einem Umzug 
wurde der neue Telefonanschluß von der Ehefrau 
beantragt. Die Post erhob die Gebühr für einen Neu- 
anschluß in Höhe von 200 DM. Die Petenten beklag- 
ten sich beim Ausschuß über das formale und ihrer 
Meinung nach engstirnige Verhalten der Deutschen 
Bundespost. Nach Einschaltung des BMP wurde die 
Regelung gefunden, nach der beide Eheleute Teil- 
nehmer seien. Dies hatte zur Folge, daß für die Wie- 
deranschließung nur die ermäßigte Gebühr von 
40 DM berechnet wurde. 


2.12.3 Mietverträge 

Die Kostensteigerungen veranlaßten etliche Ver- 
mieter, von der Post für die von ihr gemieteten Lie- 
genschaften höhere Mieten zu verlangen. Das war 
zunächst unter Hinweis auf die vertraglichen Fest- 
mieten abgelehnt worden. Nach Einschaltung des 
Petitions aus Schusses rückte die Deutsche Bundes- 
post von den auf Jahrzehnte fest vereinbarten Mie- 
ten ab und gestand von sich aus höhere Mietzahlun- 
gen zu oder schloß neue Verträge mit Mietzinsgleit- 
klauseln ab. 


2.12.4 Nebentätigkeit von Postbediensteten 

Ein Petent beschwerte sich darüber, daß Bedien- 
stete der Bundespost nebenberuflich bei privaten 
Bus-Unternehmen als Fahrer arbeiteten und somit 
anderen Bewerbern die Arbeitsplätze wegnähmen. 
Der BMP hat auf Anfrage des Petitionsausschusses 
zugesagt, eine Überprüfung aller genehmigten Ne- 
bentätigkeiten bei ihren Kraftfahrern durchzufüh- 
ren. Im übrigen wurde im Jahre 1981 der Entwurf ei- 
nes Gesetzes zur Änderung dienstrechtlicher Vor- 
schriften (Drucksache 9/336) beim Bundestag einge- 
bracht. Hiermit soll auch die Genehmigung der Ne- 
bentätigkeit von Beamten neu geregelt werden. Sie 
wird nur noch bei voller Wahrung der besonderen 
Pflichtenbindung von Beamten erteilt werden. Der 
Ausschuß hat die Eingabe dem BMP als Material zur 
Überprüfung der genehmigten Nebentätigkeiten in 
seinem Bereich überwiesen. 


2.12.5 Zusammenarbeit 

Die Zusammenarbeit mit dem BMP war im allge- 
meinen zufriedenstellend. Bei der Fülle der Einga- 
ben wurden allerdings nicht immer die vom Peti- 
tionsausschuß gesetzten Fristen zur Abgabe von 
Auskünften und Stellungnahmen eingehalten. Der 
BMP hat zugesagt, durch Zwischenmitteilungen 
darzulegen, warum sich in einzelnen Fällen die erbe- 
tenen Überprüfungen verzögern. 


2.13 Bundesminister der Verteidigung (BMVg) 

Zum Geschäftsbereich des BMVg erreichten den 
Ausschuß über 600 Eingaben (fast 6 v. H. aller Peti- 
tionen). 

Wie schon 1980, betrafen die Eingaben hauptsäch- 
lich die Ablehnung von Anträgen auf Befreiung oder 
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Zurückstellung vom Grundwehrdienst oder von 
Wehrübungen. Einen weitejren Schwerpunkt bilde- 
ten die Eingaben der Berufs- oder Zeitsoldaten, die 
sich meistens gegen Personalentscheidungen, insbe-^ 
sondere Versetzungsverfügungen richteten, die Be- 
lastungen für die Familie des Betroffenen mit sich 
brachten. Weitere Anliegen betrafen die Versorgung 
sowie Beschwerden über unterbliebene Beförde- 
rung oder Nichtverwendung auf einem höherwerti- 
gen Dienstposten. 

Bei den zum Grundwehrdienst herangezogenen 
Wehrpflichtigen ist ein häufig vorgetragenes Anlie- 
gen die heimatnahe Ableistung des Wehrdienstes. 

Eine Reihe von Bürgern wandte sich gegen die 
Lärmbelästigungen des militärischen Flugbetriebes. 
In diesen Fällen war dem Ausschuß leider eine Lö- 
sung des Widerstreits zwischen der Entlastung des 
Bürgers von Fluglärm und der Wahrung der äußeren 
Sicherheit, die ständig eine hohe Einsatzbereit- 
schaft der Bundeswehr erfordert, nicht möglich. 


2.13.1 Zulassung von Behinderten zum Grundwehr- 
dienst 

Unterstützt hat der Ausschuß das Anliegen eines 
Hochleistungssportlers, trotz des Verlustes eines 
Oberarmes bei einem Unfall im Alter von eineinhalb 
Jahren zum Wehrdienst zugelassen zu werden. 

Wegen der außergewöhnlichen Umstände hat sich 
der Ausschuß erfolgreich für eine Ausnahmegeneh- 
migung durch den BMVg eingesetzt. Bei seinen Be- 
ratungen betonte der Ausschuß ausdrücklich, daß 
die ursprüngliche Ablehnung des Petenten für den 
Dienst in der Bundeswehr nach den geltenden Taug- 
lichkeitsbestimmungen zu Recht erfolgt sei und die 
Behandlung dieses Falles auch keinen Anlaß für 
eine Änderung dieser Bestimmungen geben sollte. 
Mit der Ausnahmeregelung wurde außerdem dem 
Wunsch des Petenten entsprochen, nach der Grund- 
ausbildung zu einer Sportschule der Bundeswehr 
versetzt zu werden. 

Nach der Behandlung dieses durch Presseveröffent- 
lichungen bundesweit bekannt gewordenen Falles 
haben sich mehrere weitere behinderte Petenten 
(z. B. ein erheblich sehbehinderter und ein unter- 
schenkelamputierter Mann) mit der Bitte an den 
Ausschuß gewandt, ihnen die Zulassung zum Dienst 
in der Bundeswehr ebenfalls zu ermöglichen. 

Diese Anliegen vermochte der Ausschuß nicht zu un- 
terstützen. Er mußte die Petenten darauf hinweisen, 
daß in dem Berufungsfall die Tauglichkeit des Be- 
troffenen auch im Hinblick auf harte körperliche 
Anforderungen des militärischen Dienstes außer je- 
den Zweifel gestanden habe und mit der Regelung 
einer einmaligen Ausnahmesituation Rechnung ge- 
tragen worden sei. 


2.13.2 Sicherheitsbestimmungen bei Horchfunkern 

Ein Petent beschwerte sich darüber, daß ihm die 
Ausbildung zum Horchfunker unter Berufung auf 


die Sichörheitsbestimmungen für die Fernmeldeauf- 
klärung der Bundeswehr verwehrt würde. 

Der Petent leistete zunächst seinen gesetzlichen 
Grundwehrdienst in der Bundeswehr. Ursprünglich 
war er für eine Verwendung als Horchfunker im Be- 
reich der Fernmeldeaufklärung vorgesehen. Bei ei- 
ner Sicherheitsüberprüfung zu Beginn der Grund- 
wehrdienstzeit stellte sich jedoch heraus, daß er sich 
kurz nach Vollendung des 14. Lebensjahres im Som- 
mer 1976 für ca. drei Wochen anläßlich einer Ur- 
laubsreise in Ungarn auf gehalten hatte. Er vmrde 
daraufhin in einem anderen Bereich eingesetzt, da 
bei der Einberufung zur Bundeswehr die Zehn-Jah- 
re-Schutzfrist nach den Sicherheitsbestimmungen 
für die Fernmeldeaufklärung noch nicht abgelaufen 
war. Eine individuelle Prüfung sahen diese Bestim- 
mungen nicht vor. 

Der Ausschuß konnte dem Petenten, der sich vorher 
erfolglos an den Inspekteur der Luftwaffe beim 
BMVg und an den Wehrbeauftragten gewandt hatte, 
wegen Beendigung seines Wehrdienstes leider nicht 
mehr helfen. 

Seine Beschwerde war jedoch Anlaß, die Überprü- 
fung der Sicherheitsbestimmungen unter Berück- 
sichtigung der Reisemöglichkeiten in den Ostblock 
anzuregen. Die Eingabe wurde daher der Bundesre- 
gierung zur Berücksichtigung überwiesen. 

2.13.3 Nachträgliche Anerkennung einer Wehrdienst- 
beschädigung 

Ein Petent beklagte sich darüber, daß er bei seiner 
Entlassung aus der Bundeswehr nicht über die Er- 
gebnisse der Entlassungsuntersuchung unterrichtet 
worden sei. Deswegen habe er einen Antrag auf Ge- 
währung von Versorgung nach dem Soldatenversor- 
gungsgesetz nicht rechtzeitig gestellt. In seiner Stel- 
lungnahme teilte der BMVg mit, daß es der Truppen- 
arzt versäumt habe, das Verfahren auf Anerken- 
nung einer Wehrdienstbeschädigung einzuleiten. 
Der Ausschuß konnte dem Petenten daher dazu ver- 
helfen, im Wege des Schadensersatzes so gestellt zu 
werden, als ob die erforderlichen Anträge fristge- 
recht eingegangen wären. 

2.13.4 Wehrpflicht bei doppelter Staatsangehörigkeit 

Mehrere Einsender, die neben der deutschen auch 
eine andere Staatsangehörigkeit (Spanien, Italien 
u. a.) besitzen, baten darum zu klären, ob sie zum 
Wehrdienst herangezogen werden könnten. Sie be- 
fürchteten, nach Ableistung des Grundwehrdienstes 
in der Bundesrepublik auch im jeweils anderen 
Land Wehrpflicht leisten zu müssen oder bei einer 
Einreise in diese Länder sonstigen Schwierigkeiten 
mit den dortigen Wehrbehörden ausgesetzt zu sein. 
Nach dem Ergebnis der Überprüfung bestehen mit 
Spanien und Italien besondere Übereinkommen, in 
denen u. a. auch die Wehrpflicht von Mehrstaatern 
geregelt ist. Hiernach dürfen Personen, die die 
Staatsangehörigkeit beider Vertragsstaaten besit- 
zen, nur von der Vertragspartei, in deren Hoheitsge- 
biet sie ihren gewöhnlichen Aufenthalt (oder dau- 
ernden Wohnsitz) haben, zum Wehrdienst herange- 
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zogen werden. Andere Doppelstaater müssen hinge- 
gen damit rechnen, nach Ableistung des Grund- 
wehrdienstes auch noch von den Streitkräften des 
anderen Staates herangezogen zu werden. Dies 
könnte hur durch eine rechtzeitige Verlegung des 
Wohnsitzes ins Ausland vermieden werden. Die zu- 
ständigen Kreiswehrersatzämter haben in zwei dem 
Ausschuß vorliegenden Fällen zugesichert, die für 
die Wohnungsverlegung erforderliche Genehmi- 
gung zu erteilen. 

2.13.5 Zusammenarbeit 

Die Zusammenarbeit konnte den Ausschuß in meh- 
reren Fällen nicht zufriedenstellen. 

Der Ausschuß mußte feststellen, daß Fristen zur Ab- 
gabe von Stellungnahmen, die in aller Regel sechs 
Wochen betragen, häufig nicht eingehalten wurden, 
Zwischenmitteilungen keine plausible Begründung 
für die übermäßig lange Dauer der Bearbeitung 
beim BMVg enthielten und auf Beschwerdevorbrin- 
gen von Petenten nur mit pauschalen Feststellun- 
gen geantwortet wurde, die dem Ausschuß keine ei- 
gene Beurteilung ermöglichten. In einem Fall, in 
dem sich der BMVg wegen der Verzögerung auf die 
Beteiligung von 28 Referaten seines Hauses berufen 
hatte, sah sich der Ausschuß zu dem Hinweis veran- 
laßt, wegen der ohnehin klaren Rechtslage wäre die- 
ser übertriebene Verwaltungsaufwand vermeidbar 
gewesen. Hier ging die Stellungnahme erst nach Ab- 
lauf von nahezu zweieinhalb Monaten ein. Ende 1981 
hat der Ausschuß dem zuständigen Staatssekretär 
eine Liste von Beanstandungsfällen mit der Bitte zu- 
geleitet, generell die Arbeitsweise bei der Behand- 
lung von Petitionen zu verbessern, um damit unnöti- 
gen Schriftverkehr zwischen Ausschuß und BMVg 
zu verhindern. 

Der Ausschuß begrüßt es, daß der BMVg den Bean- 
standungen nachgegangen ist und die Mitarbeiter 
seines Geschäftsbereichs angehalten hat, die Peti- 
tionen sorgfältiger zu bearbeiten. Desgleichen hat 
der BMVg die Anregung des Ausschusses aufgegrif- 
fen, den nachgeordneten Dienststellen unter Hin- 
weis auf laufende Petitionsvorgänge ebenfalls Fri- 
sten für die Berichtsvorlagen zu setzen, um auf diese 
Weise dem Ausschuß gegenüber Termine einhalten 
zu können. 


2.14 Bundesminister für Jugend, Familie und 
Gesundheit (BMJFG) 

Mit etwa 200 Eingaben für den Geschäftsbereich des 
BMJFG war die Zahl der Eingaben im Vergleich 
zum Vorjahr im wesentlichen konstant. Schwer- 
punkte der Eingaben waren Kindergeld, Sozialhilfe 
und Gesundheitswesen. Der ab 1. Oktober 1981 aus 
dem Bereich des BMA in den Bereich des BMJFG 
übergegangene Zivildienst wird unter 2.10.2.6 behan- 
delt. 

2.14.1 Kindergeld 

Mehrere Einsender forderten die Abschaffung des 
Kindergeldes für Ausländer. Dem konnte der Peti- 


tionsausschuß nicht zustimmen. Das Bundeskinder- 
geldgesetz soll für alle hier lebenden Familien die 
elterliche Unterhaltslast durch die Zahlung von Kin- 
dergeld mindern. Allerdings müssen sich die an- 
spruchsberechtigten Kinder dauernd im Bundesge- 
biet aufhalten. Für z. B. in der Türkei lebende Kin- 
der eines hier arbeitenden Gastarbeiters gelten an- 
dere Vorschriften, d. h., im wesentlichen berechnet 
sich das Kindergeld in diesen Fällen nach den — er- 
heblich niedrigeren — Kinderbeihilfen des Heimat- 
landes. Im übrigen wäre eine Ausklammerung der 
Ausländer vom Kindergeldbezug auch deswegen 
problematisch, weil dann sofort die für Ausnahme- 
fälle bestimmte Steuerermäßigung des § 33 a Abs. 1 
des Einkommensteuergesetzes wirksam würde. 

Viele Petenten forderten die Streichung des Kinder- 
geldes für den Fall, daß das „Kind“ verheiratet ist 
und der Ehepartner darüber hinaus über eigenes 
Einkommen verfügt. Der Ausschuß hielt dieses An- 
liegen für sozialpolitisch gerechtfertigt und empfahl 
daher die Überweisung an die Bundesregierung als 
Material für eine künftige Novellierung des Bundes- 
kindergeldgesetzes. Die Regierung hatte demgegen- 
über die Ansicht vertreten, daß sich der Verwal- 
tungsaufwand bei der Durchführung des Bundes- 
kindergeldgesetzes — 17 Mio. Kinder sind zu be- 
rücksichtigen — in einem erträglichen Rahmen hal- 
ten müsse. Deswegen sei es gerechtfertigt, die Sach- 
verhalte weitgehend zu typisieren und damit die ge- 
sonderte Erfassung von besonderen Personengrup- 
pen auszuschließen. Demgegenüber hielt der Aus- 
schuß die Vorschläge vor dem Hintergrund der ge- 
genwärtigen Haushaltssituation der öffentlichen 
Hände für berechtigt. 

2.14.2 Sozialhilfe 

Auf dem Gebiet der Sozialhilfe hat der Bund ledig- 
lich die Gesetzgebungskompetenz. Einzelfälle wer- 
den aber durch die Landesbehörden entschieden 
und unterliegen daher der parlamentarischen Kon- 
trolle der jeweiligen Landespetitionsausschüsse. 
Der Ausschuß bearbeitet daher nur Vorschläge von 
Bürgern und Interessenverbänden zur Gesetzge- 
bung. Ein häufiges Anliegen ist das Begehren, klei- 
nere Barbeträge oder sonstige Geldwerte, die bei der 
Einkommensermittlung angerechnet werden, durch 
Gesetze laufend der allgemeinen Preisentwicklung 
anzupassen. Entsprechende Anregungen der Behin- 
dertenverbände auf eine Erweiterung der Schutz- 
vorschrift des § 88 Abs. 2 Nr. 8 des Bundessozialhilfe- 
gesetzes sind bereits im Rahmen der Beratungen 
des Entwurfs einer Vierten Bundessozialhilfegesetz- 
Novelle zu Ende der 8. Legislaturperiode vom Deut- 
schen Bundestag nicht aufgegriffen worden. Der 
Ausschuß schloß sich der Auffassung der Bundesre- 
gierung an, daß durch eine Dynamisierung der klei- 
neren Barbeträge ständig steigende Kosten bei den 
Sozialhilfe trägem entstehen würden, die bei der ge- 
genwärtigen Lage der öffentlichen Haushalte nicht 
tragbar seien. Die Länder würden daher kaum im 
Bundesrat dem zustimmen. Der Ausschuß sieht viel- 
mehr eine Lösung darin, daß in besonders gelager- 
ten Einzelfällen unter Härtegesichtspunkten höhere 
Beträge als gesetzlich vorgesehen unberücksichtigt 
bleiben können. 
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Nicht anschiießen konnte sich der Ausschuß den 
Forderungen von Petenten, daß Anträge auf Arbeits- 
losenhilfe beim Arbeitsamt gleichzeitig auch als An- 
träge auf Sozialhilfe gewertet werden sollten. Es 
handelt sich vielmehr um zwei gänzlich voneinander 
getrennte Leistungsarten, von denen lediglich die 
Arbeitslosenhilfe einen Antrag voraussetzt. Sozial- 
hilfe dagegen ist nicht von einem Antrag abhängig, 
d. h., sie wird bereits dann geleistet, wenn dem So- 
zialamt zumindest die wesentlichen Anspruchsvor- 
aussetzungen bekannt sind. Die Tatsache, daß beim 
Arbeitsamt Leistungen nach dem Arbeitsförde- 
rungsgesetz (Arbeitslosenhilfe) beantragt sind, 
rechtfertigt allein noch keine Sozialhilfe. Schwierig- 
keiten ergeben sich manchmal dann, wenn Arbeits- 
losenhilfe nach längerer Bearbeitungsdauer schließ- 
lich abgelehnt wird und der Bürger dann auf Sozial- 
hilfe verwiesen wird. In solchen Fällen zahlt das So- 
zialamt, allerdings nicht rückwirkend, sondern erst 
vom Tage des Antrags an. Jeder Antragsteller auf 
Arbeitslosenhilfe erhält beim Arbeitsamt ein Merk- 
blatt, das über die Rechte der Antragsteller auf Sozi- 
alhilfe informiert. Der Ausschuß bedauerte daher, 
die Forderung der Petenten nicht unterstützen zu 
können. 


2.14.3 Tierversuche zur Erprobung von Kosmetika 

In mehreren Eingaben wurde die Kennzeichnung je- 
ner Kosmetika gefordert, die nicht in Tierversuchen 
getestet wurden. Der Ausschuß war der Auffassung, 
daß mit einer Kennzeichnungspflicht dem Anliegen 
der Einsender nicht entsprochen werden könne. Im 
übrigen erinnerte er daran, daß die Bundesregie- 
rung im letzten Jahr eine Reihe von Schritten unter- 
nommen habe, um die Zahl der Tierversuche einzu- 
schränken. So habe der BMJFG die Forschung nach 
Alternativmethoden, d. h. Versuche ohne die Einbe- 
ziehung von Tieren, gefördert. Der BMJFG habe das 
Bundesgesundheitsamt beauftragt, eine Kosmetik- 
Kommission mit den speziellen Problemen der Ein- 
schränkung von Tierversuchen bei kosmetischen 
Mitteln zu befassen. Bei diesem Amt läuft auch ein 
umfassendes Forschungsprojekt „Durchführung, 
Bewertung und Aussage von Tierversuchen“. Nach 
Auffassung des Ausschusses sind die genannten Be- 
mühungen besser geeignet, dem Anliegen der Ein- 
sender Rechnung zu tragen, als eine Kennzeich- 
nungspflicht, die im übrigen nicht unbedingt zu ei- 
nem Umsatzrückgang der gekennzeichneten Pro- 
dukte führen würde. 


2.14.4 Röntgenreihenuntersuchungen bei Lehrern 

Eine größere Anzahl von Lehrern forderte, die nach 
dem Bundesseuchengesetz geforderte regelmäßige 
Röntgenreihenuntersuchung solle entfallen. Sie ver- 
wiesen insoweit auf Publikationen von Fachärzten, 
nach denen die Schirmbildaufnahmen der Lunge 
nur 0,5 v. H. der Tuberkuloseerkrankungen erfaßten. 
Da es andererseits wegen der hohen Strahlenbela- 
stung nicht ungefährlich sei, sich regelmäßig rönt- 
gen zu lassen, sollten die Reihenuntersuchungen 
eingeschränkt werden. Der BMJFG legte dar, daß 


die derzeitige Regelung den geringstmöglichen Ein- 
griff darstelle, der zum Schutz der Kinder vor einer 
Tuberkuloseinfektion erforderlich sei. Am 1. Januar 
1980 ist eine Novelle des Bundes-Seuchengesetzes in 
Kraft getreten. In den Beratungen hierzu hat der 
Bundestag auch die Regelungen zur Tuberkuloseun- 
tersuchung der Lehrer überprüft und erörtert. Unter 
anderem ist damals das deutsche Zentralkomitee 
zur Bekämpfung der Tuberkulose in Hamburg be- 
fragt worden, ob ein Verzicht auf die regelmäßigen 
Untersuchungen möglich erscheint. Unter Hinweis 
auf mögliche Schulepidemien wurde dies verneint. 
Der Ausschuß schloß sich deswegen der Auffassung 
des BMJFG an und beschied die Petenten abschlä- 
gig- 


2.14.5 Zusammenarbeit 

Sämtliche Stellungnahmen des BMJFG zu Einga- 
ben beantwortet zentral das Referat für Kabinetts- 
und Parlamentsangelegenheiten. Wenn sich auch 
dieses Verfahren im großen und ganzen bewährt 
hat, so gaben einige Fälle doch Anlaß zur Kritik, da 
der vorgegebene Termin erheblich überschritten 
wurde oder die Stellungnahmen für eine parlamen- 
tarische Prüfung nicht ausreichend waren. 


2.15 Bundesminister für wirtschaftliche Zusam- 
menarbeit (BMZ) 

Die im Berichtszeitraum eingegangenen sieben Pe- 
titionen betrafen überwiegend Verwendungswün- 
sche für die Arbeit in der Entwicklungshilfe. Leider 
konnte der Ausschuß in keinem der Fälle zur Ver- 
wirklichung des Anliegens beitragen, da Fachkräfte 
nur bei Bedarf und auf Anforderung durch ein Ent- 
wicklungsland vermittelt werden. Für die Berufs- 
sparten der Petenten lagen diese Voraussetzungen 
aber nicht vor. 

Insgesamt zeigte sich ein anerkennungswertes En- 
gagement der Petenten für die Belange der Entwick- 
lungshilfe. 

Die Zusammenarbeit mit dem BMZ war nicht zu be- 
anstanden. 


2.16 Bundesminister für Raumordnung, Bauwe- 
sen und Städtebau (BMBau) 

Die etwa 130 Eingaben betrafen u. a. das Baurecht, 
das Siedlungswesen und die Raumordnung. Schwer- 
punkte waren die Wohnungsbaupolitik und das 
Wohngeld. 


2.16.1 Fehlbelegung Im sozialen Wohnungsbau 

Die Eingaben zur Wohnungspolitik richteten sich 
überwiegend gegen die geplante Einführung einer 
Fehlbelegungsabgabe im sozialen Wohnungsbau. 
Sie stammten im wesentlichen von Petenten, deren 
Einkommen die in diesem Zusammenhang maßgeb- 
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liehen Einkommensgrenzen erheblich übersteigt. 
Nach dem Regierungsentwurf eines Gesetzes zum 
Abbau von Fehlsubventionierungen im Wohnungs- 
bauwesen (Drucksache 9/744) sollten vor allem die- 
jenigen Mieter zu Ausgleichszahlungen herangezo- 
gen werden, deren Einkommen inzwischen die im 
Zweiten Wohnungsbaugesetz festgelegten Einkom- 
mensgrenzen um mehr als 20 v. H. übersteigt. Diese 
Ausgleichszahlungen sollten zweckgebunden für 
den sozialen Wohnungsbau eingesetzt werden. Da 
der Ausschuß diese Überlegungen vom Grundsatz 
her für richtig hielt, überwies er diese Eingaben der 
Bundesregierung als Material für die Arbeiten an 
dem Gesetzentwurf. Inzwischen ist mit dem Zweiten 
Gesetz zur Verbesserung der Haushaltsstruktur 
vom 22. Dezember 1981 (BGBl. I S. 1523) eine ent- 
sprechende Regelung getroffen worden. 

2.16.2 Wohngeld 

Obwohl mit dem am 1. Januar 1981 in Kraft getrete- 
nen Fünften Gesetz zur Änderung des Wohngeldge- 
setzes die Wohngeldleistungen verbessert worden 
sind, erhielt der Ausschuß 1981 wieder zahlreiche 
Eingaben, in denen sich Petenten über das Wohn- 
geldgesetz beschwerten und weitere Verbesserun- 
gen anregten. Nicht alle dieser Vorschläge konnte 
der Ausschuß unterstützen. 

Er hielt aber die Überlegung eines Petenten für rich- 
tig, aus Vereinfachungsgründen die Einkommenser- 
mittlung nach dem Wohngeldgesetz und nach dem 
Einkommensteuergesetz möglichst einander anzu- 
passen. 

Ein anderer Petent setzte sich für die Vereinfachung 
der Voraussetzungen für den Bezug von Wohngeld 
durch Sozialhilfeempfänger ein, die auf Kosten der 
Sozialhilfeträger in Heimen untergebracht sind. Be- 
reits im Mai 1980 hatte der Deutsche Bundestag auf- 
grund einer Be Schluß empfehlung des Ausschusses 
für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau die 
Bundesregierung gebeten, „bei der nächsten Wohn- 
geldnovellierung eine Regelung zur Vereinfachung 
der Bearbeitung der Wohngeldanträge von Sozialhil- 
fe- und Kriegsopferfürsorgeempfängern vorzuse- 
hen“. Die Eingaben wurden daher dem BMBau als 
Material überwiesen. 

Nicht unterstützen konnte der Ausschuß hingegen 
das Anliegen, bei der Einkommensermittlung nach 
dem Wohngeldgesetz Sparzinsen nicht zu berück- 
sichtigen, die im Jahr einen Betrag von 100 DM über- 
schreiten. Er war der Ansicht, daß eine entspre- 
chende Gesetzesänderung zu einer indirekten För- 
derung der Vermögensbildung durch das Wohngeld- 
gesetz führen würde. Die Wohngeldgesetzgebung 
beherrsche aber der Grundgedanke, daß für die 
Kosten einer Wohnung zunächst einmal alle eige- 
nen Einnahmen einzusetzen seien, bevor die Hilfe 
der Allgemeinheit in Anspruch genommen werden 
könne. 

2.16.3 Zusammenarbeit 

Die Zusanxmenarbeit mit dem BMBau war unpro- 
blematisch. 


2.17 Bundesminister für innerdeutsche Bezie- 
hungen (BMB) 

Zu diesem Bereich gingen dem Ausschuß über 100 
Eingaben zu. Sie betrafen den Besuchsreiseverkehr, 
den Transitverkehr, den Zwangsumtausch, Kau- 
tionszahlungen nach schweren Verkehrsunfällen 
und nach Verstößen gegen Zollbestimmungen. So- 
weit Petenten darum baten, Auskünfte über die in 
der DDR bestehenden Rechtsvorschriften zu erhal- 
ten, beispielsweise in Vermögens- oder Erbschafts- 
angelegenheiten, wurden sie an den BMB und an auf 
dem Rechtsgebiet der DDR besonders erfahrene 
und zur Rechtsberatung befugte Personen verwie- 
sen. Schwerpunkt der Eingaben war die Familienzu- 
sammenführung. 

2.17.1 Familienzusammenführung 

Als besonders schwierig erweist sich immer wieder 
die Bearbeitung der Anliegen, die die Übersiedlung 
einer Familie oder von Verlobten betreffen. Die Erle- 
digung dieser Eingaben erfordert leider viel Zeit und 
Geduld, vor allem auf seiten der Betroffenen. 

Der Ausschuß mußte feststellen, daß dem BMB of- 
fenbar Nachrichten über den Zeitpunkt von Über- 
siedlungen nicht rechtzeitig zugehen. So war dem 
Ausschuß mitgeteilt worden, daß sich der Fall einer 
Familienzusammenführung positiv entwickle, ob- 
wohl sich die Familie bereits in der Bundesrepublik 
befand. Der Ausschuß hat ein Interesse daran, in je- 
dem Einzelfall über den Erfolg der Bemühungen der 
Bundesregierung ohne Zeitverlust und zutreffend 
unterrichtet zu werden. 

Der Ausschuß hat den BMB gebeten, sich künftig 
um aktuelle Informationen zu bemühen. Dadurch 
würde vermieden, daß von seiten des Parlaments 
dem Bürger durch Zeitablauf überholte Auskünfte 
erteilt werden. 


2.17.2 Haft In der DDR 

Mehrfach wurde der Petitionsausschuß um Hilfe für 
Mitbürger gebeten, die in der DDR inhaftiert wor- 
den sind. Die besonderen Bemühungen der Bundes- 
regierung um die vorzeitige Entlassung von in der 
DDR inhaftierten Personen erstrecken sich aus- 
schließlich auf politische Häftlinge. 

Aufgrund vorliegender Petitionen hat sich der Aus- 
schuß von der Ständigen Vertretung über die Mög- 
lichkeiten der Betreuung von Inhaftierten (Behand- 
lung von Beschwerden, Regelung von persönlichen 
Angelegenheiten, Haft- und Entlasssungsbedingun- 
gen u. a.) unterrichten lassen. 


2.17.3 Besuchsreiseverkehr 

Die Anordnungen der DDR über „Regelungen im 
Reiseverkehr von Bürgern der DDR“ vom 17. Okto- 
ber 1972 und 14, Juni 1973 ssehen vor, daß neben 
Rentnern und diesen gleichgestellten Personen den 
in der DDR wohnhaften Großeltern, Eltern, Kindern, 
Geschwistern und Halbgeschwistern (gleiche Mut- 
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ter) Reisegenehmigungen in dringenden Familien- 
angelegenheiten erteilt werden können. Darunter 
fallen Geburten, Eheschließungen, silberne und gol- 
dene Hochzeiten, 60-, 65- und 70jährige Ehejubiläen, 
lebensgefährliche Erkrankungen und Sterbefälle. 
Bei der Bearbeitung von Reiseanträgen beachten 
die DDR-Behörden im Hinblick auf Reisegrund und 
Verwandtschaftsverhältnis genau den Text der An- 
ordnungen. Ausnahmen sind nach den Erkenntnis- 
sen des Petitionsausschusses noch nicht möglich ge- 
wesen. Auch einem Petenten, der seinen Neffen und 
seine Nichte zur goldenen Hochzeit einladen wollte, 
konnte daher leider nicht geholfen werden. Inwie- 
weit die Anordnungen vom Februar 1982 eine Ver- 
besserung für DDR-Bewohner gebracht haben, muß 
abgewartet werden. 

2.17.4 Zwangsumtausch 

Den Ausschuß erreichten viele Beschwerden wegen 
der Erhöhung des Zwangsumtausches. 

Ein Petent wurde bei einer Reise in die DDR entge- 
gen den einschlägigen DDR-Bestimmungen als Be- 
gleitperson für seinen schwerbehinderten Sohn 
nicht vom Mindestumtausch befreit, obwohl ein ent- 
sprechend gekennzeichneter Ausweis vorgelegt 
wurde. Bei der Überprüfung dieses Anliegens ergab 
sich, daß dem BMB verschiedene solcher Einzelfälle 
bekannt geworden sind und diese mehrfach durch 
die Ständige Vertretung der Bundesrepublik 
Deutschland bei der Regierung der DDR angespro- 
chen wurden. Die Zusage der DDR vom 6. Februar 
1981, daß Begleitpersonen von Schwerbehinderten 
vom Mindestumtausch befreit sind, wurde seitens 
der DDR gegenüber der Ständigen Vertretung am 
3. September 1981 bestätigt. Sie hat ferner zugesagt, 
die Grenzorgane und Volkspolizeimeldestellen über 
diese Regelung erneut zu unterrichten. 

2.17.5 Ausfuhr von „Kulturgut“ aus der DDR 

Erfolglos versuchte ein Petent, einen PKW (Baujahr 
1937) als Umzugsgut aus der DDR in die Bundesre- 
publik Deutschland zu holen. Das Ministerium für 
Außenhandel der DDR hatte dem BMB auf frühere 
Anfragen in ähnlichen Fällen mitgeteilt, daß trotz 
des Ausfuhrverbotes von Oldtimern derartige Fahr- 
zeuge über die Firma Interport auf DM-Basis erwor- 
den werden könnten. Im Fall des Petenten scheiterte 
die Ausfuhr daran, daß der PKW wegen seines Al- 
ters als Zeugnis der Entwicklungsgeschichte der 
Technik im Sinne des Gesetzes zum Schutze des 
Kulturgutes der DDR vom 3. Juli 1980 eingestuft 
wurde. 


2.17.6 Protokollaufnahme bei Unfällen im Straßenver- 
kehr 

Ein Petent beschwerte sich darüber, daß die Volks- 
polizei der DDR die Aufnahme eines Protokolls nach 
einem Unfall im Straßenverkehr verweigert hatte 
und seine dadurch bedingten Beweisschwierigkei: 
ten zur Ablehnung seines gegen die Staatliche Versi- 
cherung der DDR gerichteten Schadensersatzan- 
spruchs geführt hatten. Der Petent war in eine nicht 


abgesicherte Straßenabsenkung geraten und hatte 
dadurch Materialschäden an seinem PKW erlitten. 

Der Ausschuß war der Meinung, daß DDR-Reisende 
bei derartigen Schadensfällen im Verkehr erheblich 
benachteiligt werden. Er hat in diesem Zusammen- 
hang darauf hingewiesen, daß Artikel 7 des Ver- 
kehrsvertrages zwischen der Bundesrepublik und 
der DDR vom 26. Mai 1972 u. a. die gegenseitige 
Übermittlung der „Protokolle, die für die Schadens- 
regulierung erforderlich sind“, vorsieht. Der Aus- 
schuß hat erreicht, daß der BMV in der nach Arti- 
kel 32 des Verkehrsvertrages gebildeten Kommis- 
sion die DDR-Seite auf diese möglichen Benachteili- 
gungen von Bundesbürgern im innerdeutschen Rei- 
severkehr angesprochen hat. Auch der BMB hat zu- 
gesagt, dieses Problem bei Gesprächen mit der DDR 
ins Kalkül zu ziehen. 


2.17.7 Kautionen an DDR-Behörden 

Wie bereits im Jahresbericht 1980 angekündigt, hat 
sich der Petitionsausschuß nochmals mit der Proble- 
matik der Kautionsfälle befaßt. Ihm sind in den ver- 
gangenen Jahren mehrere Petitionen von Bürgern 
zugegangen, die in der DDR nach Verkehrsdelikten 
und Zollvergehen vorübergehend in Haft genom- 
men und erst nach Hinterlegung hoher Kautionen 
(bis zu 50 000 DM bei Verkehrsdelikten und bis zu 
100 000 DM bei Zollvergehen) aus der Untersu- 
chungshaft entlassen wurden. Da sie sich dem weite- 
ren Strafverfahren entzogen, verfielen die Kautio- 
nen zugunsten der DDR. Im Zuge der Beratungen 
hat der Ausschuß zur Gesamtproblematik der an- 
hängigen Fälle auch Herrn Bundesminister Franke 
gehört. , 

Nach dem Ergebnis der parlamentarischen Prüfung 
besteht für die Bundesregierung weder eine Mög- 
lichkeit, auf die im Vergleich zu anderen Rechtsord- 
nungen extrem hohe Kautionspraxis der DDR ein- 
zuwirken, noch die Möglichkeit, den Forderungen 
der Petenten nach einer finanziellen Beteiligung des 
Bundes an verfallenen Sicherheitsleistungen zu ent- 
sprechen. Der Betroffene muß die Entscheidung, ob 
er sich dem Strafverfahren in der DDR unter In- 
kaufnahme des Verfalls der Kaution entzieht, letzt- 
lich und ggf. nach sorgfältiger Beratung durch die 
ihm empfohlenen Rechtsanwälte selbst treffen. 

Allerdings gewähren die Haftpflichtversicherungen 
seit einigen Jahren die Möglichkeit eines Versiche- 
rungsschutzes gegen Kautionsfälle bei Verkehrsde- 
likten, indem sie die Kautionssumme als Darlehen 
vorstrecken. 

Darüber hinaus sollten DDR-Reisende besser infor- 
miertwerden. Das BMB unterrichtet zwar DDR-Rei- 
sende in Form von Merkblättern (z. B. „Reisen in die 
DDR“) auch über die in der DDR geltenden Rechts- 
vorschriften. 

Hinweise auf die Kautionspraxis der DDR und auf 
besondere Risiken und Härten im konkreten Einzel- 
fall enthalten diese Informationen aber nicht. 

Der Ausschuß hat daher den BMB gebeten, konkret 
auf die Strafbestimmungen der DDR, auf das im 
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Vergleich zu unserer Rechtsordnung höhere Straf- 
maß sowie auf die Folgen von Kautionszahlungen 
hinzuweisen. Dabei sollten außer Hinweisen in den 
Merkblättern auch andere Möglichkeiten der Infor- 
mation von DDR-Reisenden (zum Beispiel durch 
Presse, Rundfunk und Fernsehen) in Betracht gezo- 
gen werden. 

2.17.8 Zusammenarbeit 

Die Bearbeitung von Petitions angelegenheiten beim 
BMB hat dem Ausschuß im wesentlichen keinen An- 
laß für Beanstandungen gegeben. Der BMB übt al- 
lerdings in einigen seiner Auskünfte gegenüber dem 
Ausschuß eine allzu große Zurückhaltung, die auch 
bei erneuten Anfragen nach den eigentlichen Grün- 
den der aufgetretenen Schwierigkeiten nicht aufge- 
geben wird. Der Ausschuß ist sich mit dem BMB 
durchaus einig, daß sensible Themen mit der gebote- 
nen Vertraulichkeit zu behandeln sind und häufig 
auch zuverlässige Prognosen nicht gestellt werden 
können. Er muß jedoch auf sachgerechten und präzi- 
sen Informationen bestehen, die erforderlichenfalls 
als Verschlußsachen eingestuft werden können. 

2.18 Bundesminister für Forschung und Techno- 
logie (BMFT) 

Zum Geschäftsbereich des BMFT erhielt der Aus- 
schuß im Berichtszeitraum 8 Petitionen. Den Peten- 
ten ging es in der Hauptsache um die Förderung von 
Entwicklungsvorhaben oder die wirtschaftliche Aus- 
wertung von Entwicklungen. Soweit sie eine Förde- 
rung ihres Entwicklungsvorhabens anstrebten, sah 
der Petitionsausschuß keine Möglichkeit zu helfen. 
Die Vorhaben erfüllten in aller Regel weder die not- 
wendigen Voraussetzungen für eine Förderung, 
noch versprachen sie erhebliche technische und 
wirtschaftliche Erfolgs aus sichten. 

Petenten, denen es um Unterstützung bei der wirt- 
schaftlichen Auswertung ihrer Erfindung ging, wur- 
den darauf hingewiesen, daß für diesen Zweck ei- 
gens die Patentstelle für die deutsche Forschung bei 
der Fraunhofer-Gesellschaft zur Förderung der an- 
gewandten Forschung e. V., 8000 München 19, ge- 
schaffen worden ist. Die Patentstelle, die durch pri- 
vate und öffentliche Zuschüsse gefördert wird, stellt 
bei aussichtsreich erscheinenden Erfindungen die 
für die technische Entwicklung erforderlichen Mit- 
tel zur Verfügung, die der Erfinder nur im Falle des 
wirtschaftlichen Erfolges zu erstatten hat. 

Die Zusammenarbeit zwischen dem Ausschuß und 
dem BMFT gab 1981 keinen Anlaß zu Beanstandun- 
gen. 

2.19 Bundesminister für Biidung und Wissen- 
schaft (BMBW) 

Zum Geschäftsbereich des BMBW gingen im Be- 
richtszeitraum 108 Eingaben ein, etwas weniger als 
im Jahr zuvor. Die Eingaben richteten sich vor allem 
dagegen, daß Leistungen nach dem Bundesausbil- 
dungsförderungsgesetz (BAföG) abgelehnt oder zu 
niedrig festgesetzt worden seien. 


2.1 9.1 Bundesausbildungsförderungsgesetz 

Zum Entwurf eines Siebenten Gesetzes zur Ände- 
rung des Bundesausbildungsförderungsgesetzes 
(7. BAföGÄG) gingen insgesamt nur 24 Petitionen 
ein. Dies fällt um so mehr auf, als durch dieses Ge- 
setz die zunächst für den Herbst 1981 vorgesehenen 
Leistungsverbesserungen auf das Frühjahr 1982 
verschoben wurden. 

Viele Einsender verkannten, daß es nicht Aufgabe 
des BAföG ist, einem Studenten oder Schüler wäh- 
rend seines Studiums uneingeschränkt den notwen- 
digen Lebensunterhalt zur Verfügung zu stellen. Wie 
sich aus § 1 BAföG ergibt, hat der Auszubildende nur 
dann Anspruch auf Ausbildungsförderung, wenn 
ihm die für seinen Lebensunterhalt und seine Aus- 
bildung erforderlichen Mittel nicht anderweitig zur 
Verfügung stehen. Das bedeutet, daß Leistungen 
nach dem BAföG nur nachrangig gewährt werden. 
Bitten der Einsender, das bisherige Leistungsrecht 
auszudehnen, hatten daher keinen Erfolg. 

Eine große Zahl von Eingaben, die Beschwerden 
über Entscheidungen im Einzelfall enthielten, muß- 
te an die Landtage weitergegeben werden, da das 
BAföG von den Ländern in eigener Zuständigkeit 
ausgeführt wird. 

In mehreren Eingaben beschwerten sich geschie- 
dene Ehegatten, daß bei der Berechnung der indivi- 
duellen Ausbildungsförderung nach dem BAföG das 
Einkommen des anderen Ehegatten berücksichtigt 
werde. Ausbildungsförderung wird nur geleistet, so- 
weit der Auszubildende, sein Ehegatte oder beide El- 
ternteile wirtschaftlich nicht in der Lage sind, für die 
Kosten der Ausbildung aufzukommen. Auch der ge- 
schiedene Ehegatte ist insoweit heranzuziehen. Aus 
diesem Grunde konnte den Petenten keine ihrem 
Anliegen entsprechende Gesetzesänderung in Aus- 
sicht gestellt werden. Die Eingaben mußten deshalb 
nach Prüfung der Sach- und Rechtslage als erledigt 
angesehen werden. 

Ähnliches gilt auch für die Berücksichtigung eige- 
nen Vermögens bei der Berechnung der nach dem 
BAföG zu gewährenden Leistungen. Auch hier ist 
die Nachrangigkeit des BAföG- Anspruchs zu beach- 
ten. 

Mehrere Eingaben gingen zum Problem des Teiler- 
lasses der im Rahmen des BAföG gewährten Darle- 
hen ein. 

Nach § 18 b Abs. 1 BAföG gilt das Darlehen um den 
Betrag von 2 000 DM als erlassen, wenn der Auszu- 
bildende seine Ausbildung vier Monate vor dem 
Ende der Förderungshöchstdauer mit der Ab- 
schlußprüfung beendet oder, wenn eine solche nicht 
vorgesehen ist, nach den Ausbildungsvorschriften 
planmäßig beendet. Ein teilweiser Erlaß des Darle- 
hens in Höhe von 4 000 DM ist nur dann möglich, 
wenn das Studium einschließlich aller Prüfungen 
zwei volle Semester früher, als es die Förderungs- 
höchstdauerverordnung für den jeweiligen Studien- 
gang vorsieht, abgeschlossen wird. Werden diese Be- 
dingungen nicht erfüllt, so kann ein Teilerlaß — un- 
abhängig davon, ob den Auszubildenden ein Ver- 
schulden trifft — nicht erfolgen. Es kann dabei 
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durchaus zu Härten kommen, wenn nämlich der 
Auszubildende seinerseits alles getan hat, von sich 
aus die Voraussetzungen für den Erhalt der gesetz- 
lich vorgesehenen Vergünstigungen zu erfüllen und 
dieses Bemühen aus Gründen, auf die er keinen Ein- 
fluß hat, z. B, Überschreitung der Frist bei Ansetzen 
eines späteren Prüfungstermins, vergeblich blieb. 
Dies hat der Gesetzgeber ausdrücklich in Kauf ge- 
nommen. 


Der Ausschuß konnte hierzu keine Gesetzesände- 
rung in Aussicht stellen. Die Anliegen mußten nach 
Prüfung der Sach- und Rechtslage als erledigt ange- 
sehen werden. 


2M9.2 Zusammenarbeit 

Es ergaben sich keine Probleme. 


Bonn, den 9. Mai 1982 


Frau Berger (Berlin) 

Vorsitzende 
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Anlage 1 


Statistik über die beim Deutschen Bundestag 1981 eingegangenen Petitionen 
A. Posteingänge B. Postausgänge 


Zeit- 

raum 

Arbeits- 

tage 

Eingaben 

{Neu- 

eingänge) 

täglicher 
Durch- 
schnitt 
(Spalte 3) 



Nach- 

träge 

Stellung- 

nahmen, 

Berichte 

der 

Bundes- 

regierung 

andere 
Schreiben 
(von Abge- 
ordneten, 
Behörden 
usw.) 

Zeitraum 

Schreiben 
an Petenten, 
Abgeordnete, 
Ministerien 
u. a. 

Akten zur 
Bericht- 
erstattung 
an Ab- 
geordnete 

gesamter 

Post- 
ausgang 
(Summe der 
Spalten 2 
und 3) 

1 1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

1 

2 

3 

4 

Januar 

21 

883 

42,0 

301 

484 

182 

Januar 

3 008 

194 

3 202 

Februar 

20 

807 

40,4 

427 

578 

198 

Februar 

3 241 

168 

3 409 

März 

22 

1 064 

48,3 

366 

608 

220 

März 

3 404 

185 

3 589 

April 

20 

796 

39,8 

428 

615 

179 

April 

3 076 

278 

3 354 

Mai 

19 

745 

39,2 

409 

556 

156 

Mai 

2 780 

314 

3 094 

Juni 

19 

767 

40,4 

374 

563 

181 

Juni 

2 756 

208 

2 964 

Juli 

23 

833 

36,2 

448 

667 

292 

Juli 

3 779 

210 

3 989 

August 

21 

981 

46,7 

312 

600 

171 

August 

2 950 

278 

3228 

September 

22 

911 

41,4 

363 

604 

168 

September 

3 347 

345 

3692 

Oktober 

22 

1017 

46,2 

284 

582 

232 

Oktober 

3 419 

295 

3713 

November 

20 

1011 

50,6 

279 

566 

166 

November 

3 233 

201 

3434 

Dezember 

20 

1571 

78,6 

286 

661 

256 

Dezember 

4 203 

128 

4 331 

insgesamt 

249 

11 386 

45,7 

4 277 

7 084 

2 401 

insgesamt 

39195 

2 804 

41 999 
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C. Aufgliederung der Petitionen 


a) nach Zuständigkeiten 


01 Bundespräsidialamt 

7 

0,06 V. H. 

02 Deutscher Bundestag 

33 

0,29 V. H. 

03 Bundesrat 

1 

0,01 V. H. 

04 Bundeskanzleramt 

17 

0,15 v.H. 

05 Auswärtiges Amt 

712 

6,25 V. H. 

06 Bundesminister des Innern 

560 

4,92 V. H. 

07 Bundesminister der Justiz 

550 

4,83 V. H. 

08 Bundesminister der Finanzen 

1 232 

10,82v. H. 

09 Bundesminister für Wirtschaft 

102 

0,90 V. H. 

10 Bundesminister für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 

113 

0,99 V. H. 

1 1 Bundesminister für Arbeit 
und Sozialordnung 

2 398 

21,06v. H. 

1 2 Bundesminister für Verkehr 

374 

3,29 v.H. 

1 3 Bundesminister für das Post- 
und Fernmeldewesen 

211 

1,85 V. H. 

14 Bundesminister der Verteidigung 

648 

5,69 V. H. 

15 Bundesminister für Jugend, 

Familie und Gesundheit 

201 

1,76 V. H. 

23 Bundesminister für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit 

7 

0,06 V. H. 

25 Bundesminister für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau 

133 

1,17 V. H. 

27 Bundesminister für innerdeutsche 
Beziehungen 

102 

0,90 V. H. 

30 Bundesminister für Forschung 
und Technologie 

8 

0,07 v.H. 

31 Bundesminister für Bildung 
und Wissenschaft 

108 

0,95 V. H. 

98 Sonstige, u. a. zur Beratung im Bun- 
destag ungeeignete Petitionen 

1 005 

8,83 V. H. 

99 Überweisungen an die Volksvertre- 
tungen des zuständigen Landes 

2 864 

25,15 V. H. 

insgesamt . . . 

11 386 

100,00 V. H. 


b) nach Personen 

1 . natürliche Personen 


a) männlich 

7 302 

64,13 V. H. 

b) weiblich 

3 207 

28,17 V. H. 

juristische Personen 
(Organisationen, Verbände) 

426 

3,74 V. H. 

Sammelpetitionen *) 

235 

2,06 V. H. 

ohne Personenangaben 

216 

1,90 V. H. 

Insgesamt 

11 386 

100,00 V. H. 


*) mit insgesamt 44299 Unterschriften 

Sammelpetitionen sind Unterschriftensammlungen zum glei- 
chen Anliegen 


c) nach Herkunftsländern 



Gesamtzahl 

In V. H. 

auf 1 Million 
der Bevöl- 
kerung des 
Landes*) 

Baden-Württemberg 

1 305 

11,46 

142 

Bayern 

1 189 

10,44 

109 

Berlin 

553 

4,86 

291 

Bremen 

114 

1,00 

163 

Hamburg 

291 

2,56 

176 

Hessen 

947 

8,32 

169 

Niedersachsen 

1 277 

11,21 

177 

Nordrhein-Westfalen 

4 172 

36,64 

245 

Rheinland-Pfalz 

634 

5,57 

176 

Saarland 

133 

1,17 

121 

Schleswig-Holstein 

459 

4,03 

177 

DDR 

10 

0,09 


Ausland 

302 

2,65 


insgesamt . . . 

11 386 

100,00 



*) Zahl der Eingaben je 1 Million Einwohner des Landes 
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D. Art der Erledigung der Petitionen 


1 Dem Anliegen der Einsender von Be- 


schwerden wurde entsprochen 

1 253 

11,30 V. H. 

2 Sonstige Erledigung: z. B. durch Rat, 
Auskunft, Ven/veisung, Materialüber- 
sendung 

3 042 

27,43 V. H. 

3 Übenveisung an die Bundesregierung 
a) zur Berücksichtigung, zur Erwägung 

28 

0,25 v.H. 

b) als Material, zur Kenntnisnahme 

348 

3,14 V. H. 

4 Als erwägenswerte Anregung zur 
Kenntnis genommen 

0 

0,00 v.H. 

5 Üben/veisung an die zuständigen 
Fachausschüsse 

8 

0,07 v.H. 

6 Durch frühere in anderem Zusam- 
menhang gefaßte Beschlüsse des 
Bundestages gegenstandslos ge- 
worden 

18 

0,16 v.H. 

7 Nach Prüfung der Sach- und Rechts- 
lage erledigt 

1 746 

15,74 v.H. 

8 Ungeeignet zur Beratung im Bundes- 
tag; schwebende oder abgeschlos- 
sene Gerichtsverfahren 

442 

3,99 v.H. 

9 Ungeeignet zur Beratung im Bundes- 
tag; Rechtsweg oder Instanzenzug 
nicht betreten oder nicht erschöpft 

879 

7,93 V. H. 

10 Ungeeignet zur Beratung im Bundes- 
tag: keine neuen Tatsachen oder Be- 
weismittel gegenüber früheren erle- 
digten Eingaben 

89 

0,80 V. H. 

1 1 Ungeeignet zur Beratung im Bundes- 
tag; anonym, ven/vorren, beleidigend, 
ohne Petitum, ohne Anschrift usw. 

374 

3,37 V. H. 

12 Übenveisung an die Volksvertretung 
des zuständigen Landes 

2 864 

25,82 V. H. 

insgesamt . . . 

11 091 

100,00 V. H. 
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E. Gesamtstand der Petitionen (1 .-9. Wahlperiode) 
In Klammern: Masseneingaben*) 


27 200 

1 . Wahlperiode 

(1.9. 1949 
bis 5. 9. 1953) 


33 000 

2. Wahlperiode 

(6. 9. 1953 
bis 5. 10. 1957) 


29 559 

(303 798) 

3. Wahlperiode 

(6. 10. 1957 
bis 16. 10. 1961) 


29 993 

(553 956) 

4. Wahlperiode 

(17. 10. 1961 
bis 17. 10. 1965) 


23 232 

(10 174) 

5. Wahlperiode 

(18. 10. 1965 
bis 19. 10.1969) 






22 882 


911 


49 204 


48 846 


12 823 **) 

(44 265) 




(205 631) 


(93 500)’) 



6. Wahlperiode 


Zeit zwischen 


7. Wahlperiode 


8. Wahlperiode 


9. Wahlperiode 



6. und 7. 









Wahlperiode 







(20. 10. 1969 


(23. 9. 1972 


(13. 12. 1972 


(14. 12. 1976 


(4. 11.1980 

bis 22. 9. 1972) 


bis 12. 12. 1972) 


bis13. 12. 1976) 


bis3. 11. 1980) 


bis 31. 12. 1981) 


Anmerkungen: *) Masseneingaben sind Einzelpetitionen zum gleichen Anliegen. 

**) Davon sind 1 330 Eingaben Bitten zur Bundesgesetzgebung == 10,37 v. H. 

Zum Importverbot von in Kanada gewonnenen Robbenfellen. 
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Anlage 2 

Verzeichnis der Mitglieder des Petitionsausschusses des Deutschen Bundestages (9. Wahlperiode) 

(Stand: 31. Dezember 1981) 

Vorsitzende: Abg. Frau Berger (Berlin) CDU/CSU 
Stellv. Vorsitzender: Abg. Müller (Bayreuth) SPD 


Fraktion 

Ordentliche Mitglieder 

Stellvertretende Mitglieder 

CDU/CSU 

Frau Berger (Berlin) 

Breuer 


Braun, stv. Obmann 

Brunner 


Conrad (Riegelsberg) 

Deres 


Eigen 

Dörflinger 


Jagoda 

Eymer (Lübeck) 


Linsmeier 

Günther 


Maaß 

Jung (Lörrach) 


Michels 

Keller 


Regenspurger, Obmann 

Frau Krone- Appuhn 


Schulze (Berlin) 

Müller (Wesseling) 


Seehofer 

Repnik 


Frau Will-Feld 

Weiß 


SPD 

Ginnuttis, stv. Obmann 

Büchner (Speyer) 


Heistermann 

Coppik 


Kirschner, Obmann 

Ibrügger 


Kühbacher 

Jansen 


Meininghaus 

Klein (Dieburg) 


Müller (Bayreuth) 

Frau Luuk 


Müntefering 

Schreiner 


Peter (Kassel) 

Dr. Struck 


Reuter 

Tietjen 


Wartenberg (Berlin) 

Frau Traupe 


von der Wiesche 

Vosen 


Wimmer (Eggenfelden) 

Weinhofer 

FDP 

Bergerowski, stv. Obmann 

Hölscher 


Frau von Braun-Stützer 

Paintner 


Funke, Obmann 

Dr. Solms 
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Anlage 3 


Organisationsübersicht des Büros des Petitionsausschusses 


Stand: 31. 12. 1981 


Leiter: 

MinDirig Dr. Kalveram 
Vertreter: MinR Hautmann 








Sekretariat des 

Referat Pet 1 

Referat Pet 2 

Referat Pet 3 

Referat Pet 4 

Petitionsausschusses 

Ausschußsekretär: 

BMI, BMVg, AA, 

BMF, BMV, BMWi, 

BMA (Soziales), 

BMA (Arbeit), 

BMB, BMBW, BPräs., 

BMBau, BMFT, 

BMJFG 

BMJ, BMP, BML 

RDir Massengeil 

BT, BR, BK 

MinR Hautmann 

BMZ 

MinR Viethen 

MinR Mehring 

MinR Swobodzinski 

Vertreter: 

Vertreter: 

Vertreter: 


Vertreter: 

Vertreter: 

RDir Lohmeier 

RDir Pohl 

RDir Reckzeh 

RDir Meindl 

RDir Gerl 
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Petitionsausschüsse der Bundesländer 


Anlage 4 

Stand: 31. 12. 1981 

Land 

Anschrift 


Vorsitzende 


Baden-Württemberg 

Landtag von Baden-Württemberg 

Vors.: 

Buggle 

CDU 


Petitionsausschuß 

Haus des Landtages 

Konrad- Adenauer-Straße 3 

7000 Stuttgart 1 

Vertr. : 

Brechtkemp 

SPD 

Bayern 

Bayerischer Landtag 

Vors.: 

Klasen 

SPD 


Ausschuß für Eingaben und Beschwerden 
Maximilianeum 

8000 München 85 

Vertr.: 

Ritter 

CSU 

Berlin 

Abgeordnetenhaus von Berlin 

Vors.: 

Dr. Vogel 

SPD 


Petitionsausschuß 

John-F.-Kennedy-Platz 

Rathaus 

1000 Berlin 62 

Vertr. : 

Bode 

CDU 

Bremen 

Bremische Bürgerschaft 

Petitionsausschuß 

Vors.: 

von der 
Schulenburg 

CDU 


Haus der Bürgerschaft 

Am Markt 

2800 Bremen 1 

Vertr. : 

Frau Knorr 

SPD 

Hambiirg 

Bürgerschaft der Freien und Hansestadt 

Vors.: 

Kruse 

CDU 


Hamburg 

Eingabenausschuß 

Rathaus 

Postfach 10 09 02 

2000 Hamburg 1 

Schriftf . : 

Heyne 

SPD 

Hessen 

Hessischer Landtag 

Vors. : 

Frau Seitz 

CDU 


Petitionsausschuß 

Schloßplatz 1 

6200 Wiesbaden 1 

Vertr.: 

Leinbach 

SPD 

Niedersachsen 

Der Landtag von Niedersachsen hat keinen Petitionsausschuß eingesetzt, sondern über- 
weist die Petitionen an die zuständigen Fachausschüsse 


Adresse: Niedersächsischer Landtag, Hmrich-Wilhelm-Kopf-Platz 1, 3000 Hannover 1 

Nordrhein- Westfalen 

Landtag Nordrhein-Westfalen 

Vors.: 

Loos 

CDU 


Petitionsausschuß 

Haus des Landtages 

Postfach 1143 

4000 Düsseldorf 

Vertr.: 

Rohe 

SPD 
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(noch Anlage 4) 

Land 

Anschrift 


Vorsitzende 


Rheinland-Pfalz 

Landtag Rheinland-Pfalz 
a) Petitionsausschuß 

Deutschhausplatz 12 

6500 Mainz 

Vors.: 

Vertr.: 

Mallmann 

Fink 

CDU 

SPD 


b) Bürgerbeauftragter 

Mittlere Bleiche 61 

6500 Mainz 

Dr. Johann-Baptist Rösler 


Saarland 

Landtag des Saarlandes 

Ausschuß für Eingaben 

Hindenburgstraße 7 

Postfach 1188 

6600 Saarbrücken 

Vors.: 
Vertr. : 

Sahner 

Groß 

SPD 

CDU 

Schleswig-Holstein 

Schleswig-Holsteinischer Landtag 
Eingabenausschuß 

Landeshaus 

2300 Kiel 1 

Vors. : 
Vertr.: 

Friedrich 

Johna 

CDU 

SPD 
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Anlage 5 


Regelungen im Grundgesetz zum Petitionsrecht 


Artikel 17 

Jedermann hat das Recht, sich einzeln oder in Ge- 
meinschaft mit anderen schriftlich mit Bitten oder 
Beschwerden an die zuständigen Stellen und an die 
Volksvertretung zu wenden. 

Artikel 17 a Abs. 1 

Gesetze über Wehrdienst und Ersatzdienst können 
bestimmen, daß für die Angehörigen der Streitkräfte 
und des Ersatzdienstes während der Zeit des Wehr- 
oder Ersatzdienstes das Grundrecht, seine Meinung 
in Wort, Schrift und Bild frei zu äußern und zu ver- 


breiten (Artikel 5 Abs. 1 Satz 1 erster Halbsatz), das 
Gnmdrecht der Versammlungsfreiheit (Artikel 8) und 
das Petitionsrecht (Artikel 17), soweit es das Recht 
gewährt, Bitten oder Beschwerden in Gemeinschaft mit 
anderen vorzubringen, eingeschränkt werden. 

Artikel 45 c 

(1) Der Bundestag bestellt einen Petitionsausschuß, 
dem die Behandlung der nach Artikel 17 an den Bun- 
destag gerichteten Bitten und Beschwerden obliegt. 

(2) Die Befugnisse des Ausschusses zur Überprüfung 
von Beschwerden regelt ein Bundesgesetz. 
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Anlage 6 


Gesetz über die Befugnisse des Petitionsausschusses des Deutschen Bundestages 
(Gesetz nach Artikel 45 c des Grundgesetzes) 


Vom 19. Juli 1975 (BGBl. I S. 1921) 


§1 

Zur Vorbereitung von Beschlüssen über Beschwer- 
den nach Artikel 17 des Grundgesetzes haben die 
Bundesregierung xmd die Behörden des Bundes dem 
Petitionsausschuß des Deutschen Bundestages Akten 
vorzulegen, Auskimft zu erteilen imd Zutritt zu ihren 
Einrichtungen zu gestatten. 


§2 

Für die bundesunmittelbaren Körperschaften, An- 
stalten, und Stiftungen des öffentlichen Eechts gilt § 1 
entsprechend in dem Umfang, in dem sie der Aufsicht 
der Bundesregierung unterstehen. 


§3 

(1) Aktenvorlage, Auskunft sowie der Zutritt zu Ein- 
richtungen dürfen nur verweigert werden, wenn der 
Vorgang nach einem Gesetz geheimgehalten werden 
muß oder sonstige zwingende Geheimhaltungsgründe 
bestehen. 

(2) Über die Verweigerung entscheidet die zuständige 
oberste Aufsichtsbehörde des Bundes. Die Entschei- 
dung ist zu begründen. 

§4 

Der Petitionsausschuß ist berechtigt, den Petenten, 
Zeugen und Sachverständige anzuhören. 


§5 

Der Petent, Zeugen und Sachverständige, die vom 
Ausschuß geladen worden sind, werden entsprechend 
dem Gesetz über die Entschädigung von Zeugen und 
Sachverständigen in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 1. Oktober 1969 (Bundesgesetzbl. I S. 1756), geän- 
dert durch Artikel 6 des Gesetzes zur Entlastung der 
Landgerichte imd zur Vereint achimg des gerichtlichen 
Protokolls vom 20. Dezember 1974 (Bundesgesetzbl. I 
S. 3651), entschädigt. 

§6 

Der Petitionsausschuß kann nach Maßgabe der Ge- 
schäftsordnung des Deutschen Bundestages die Aus- 
übung seiner Befugnisse nach diesem Gesetz im Einzel- 
fall auf eines oder mehrere seiner Mitglieder über- 
tragen. 

§7 

Gerichte und Verwaltungsbehörden sind verpflich- 
tet, dem Petitionsausschuß und den von ihm beauftrag- 
ten Mitgliedern Amtshilfe zu leisten. 

§8 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 des 
Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

§9 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung 
in Kraft. 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 5300 Bonn 

Alleinvertrieb; Verlag Dr. Hans Heger, Postfach 20 08 21, Herderstraße 56, 5300 Bonn 2, Telefon (02 28) 36 35 51 

ISSN 0722-8333 



